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Dossier: Reisefieber. Jedes Land schultert seinen eigenen Rucksack – fünf Geschichten
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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Frei nach Karl Farkas – es war sehr 
schön, es hat uns sehr gefreut. Die ak-
tuelle Progress-Kernredaktion ver-
abschiedet sich von euch – aller guten 
Dinge waren in unserem Fall zwölf Aus-
gaben. Aber nicht nur wir gehen, son-
dern auch ein weiteres Sommersemester 
geht zur Neige, womit der Sommer nun 
so richtig beginnen kann: egal ob am 
Strand oder am Festivalgelände, auf der 
Baustelle oder beim Praktikum. Bevor 
aber nun die drei Ferienmonate begin-
nen, haben wir uns noch bemüht, euch 
möglichst viele gute Geschichten in das 
vorliegende Heft zu packen. 

Als Aufmacher haben wir uns anlässlich 
des einjährigen Todestages von Hans 
Dichand für ein Interview mit der Kro-
ne-Doku-Macherin Nathalie Borgers 
entschieden. Hierfür möchten wir aus-
drücklich eine Leseempfehlung ausspre-
chen. 

Des Weiteren möchten wir euch auf eine 
Reportage über einen Vergewaltigungs-
fall im revolutionären Ägypten hinwei-
sen (S. 20 & 21). 

Wir empfehlen außerdem die Kommen-
tare von Stefan Apfl (S. 13) und von Ser-
gio Benvenuto (S. 30 & 31) und die Inter-
views mit Karlheinz Töchterle (S. 10 & 
11) und Heribert Prantl (S. 14). 

Last but not least bleibt uns nur noch, 
euch viel Spaß beim Progress-Lesen 
und einen schönen Sommer zu wün-
schen. 

Alles Liebe,

eure Progress-Redaktion
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Progress: In Ihrer Dokumentation ist die Rede 
davon, dass die Kronen Zeitung einen großen Teil 
der österreichischen Seele repräsentiert. Was sagt das 
über das Land aus?
Borgers: Es geht hier immer um den gleichen Ver-
gleich: Wir und die anderen. Dazu kommt dann 
noch die Angst. Die Angst davor, überschwemmt 
zu werden, und dadurch Werte, Lebensqualität, 
schlichtweg alles, was man erreicht hat, zu verlieren. 
Daher muss immer Ordnung herrschen. Befehlen 
hat man zu gehorchen. Man ist in diesem Land zu 
Recht stolz auf die beste Lebensqualität in Europa. 
Aber wo bleibt dabei das Leben? Was ist das für eine 
Lebensqualität, wenn für Ordnung jegliche Leben-
digkeit geopfert wird? Ein bisschen mehr Mut! Ein 
bisschen mehr Fantasie!

Sie haben auch mit überzeugten Leserbriefschreiber
Innen der Kronen Zeitung gedreht. Wie ticken die-
se HobbykolumnistInnen?
Es war leicht, mit ihnen zu reden. Sie sind einfach 
Fans der Zeitung. Sie identifizieren sich sehr mit 
der Krone und die Zeitung benutzt die Leserbrief-
schreiber. Dichand sagt im Film relativ trocken: 

„Das sind Seiten, die uns nichts kosten.“

Zu Dichands Lebzeiten gab es in Österreich immer 
auch den Witz, der Herausgeber schreibe die Leser-
briefe selber.
Vielleicht hat er das getan. Das weiß ich nicht. 
Angesichts der großen Anzahl an Zuschriften 
hätte er das aber nicht nötig gehabt. Da genügte 
schon die richtige Auswahl. Ich habe auch Ge-
rüchte gehört, dass er die nackte Frau auf Seite 
sieben persönlich ausgewählt hat. Das habe ich 
leider auch nicht in Erfahrung gebracht.

Neben den LeserbriefschreiberInnen und der 
Nackten prägen vor allem die „Krone-Starkolum-
nistInnen“ das Gesicht der Zeitung.
Dichands Konstruktion der Zeitung ist wirklich 
unglaublich schlau. Durch diese Kolumnisten hat 
er eine weitere Form der Identifikation geschaffen. 
Es gibt Leute, die sind immer da. Sie stellen eine 
Art Familie dar. Damit nimmt man die Leser mit. 
Dichand hat das wirklich gut geplant: Ich bin der 
Vater aller Österreicher. Ihr seid alle meine Kinder. 
Ich schütze euch und bringe euch eine klare Linie.

Gibt es unter den KolumnistInnen überhaupt eine 
klare, gemeinsame Linie?
Natürlich sind das alles Individuen, aber die Zei-
tung macht sie zu einer Familie. Günther Nenning 
und Andreas Mölzer hatten sicher-
lich unterschiedliche Werte. Aber 
alle Kolumnisten einte eine Tat-
sache: Hans Dichand bedeutete 
für sie Ruhm und Geld. Vor allem 
Geld ist sehr wichtig. Sie sind alle sehr gut bezahlt. 
Dafür müssen sie aber auch stets loyal sein, Wider-
spruch wird nicht geduldet.

Lassen Sie uns über einzelne „Familienmitglieder“ 
sprechen. Claus Pándi inszeniert sich etwa seit ge-
raumer Zeit als Videoblogger, der die Mächtigen 
vorführt. Sie haben Pándi während ihrer Drehar-
beiten kennengelernt. Welchen Eindruck hat er bei 
Ihnen hinterlassen?
Ich mag ihn überhaupt nicht. Ich habe mich 
bei ihm sehr schlecht gefühlt. Er ist kein guter 
Mensch. Es gibt in der Kronen Zeitung auch 
gute Menschen, aber Claus Pándi ist ein böser 
Mensch.

Ist er intelligent?
Er ist wahrscheinlich sehr klug. Aber intelligent 
im Sinne von Analysen tätigen und Feinheiten 
erkennen? Das glaube ich nicht. Er spielt sehr 
stark mit der Angst der Bevölkerung: Die An-
deren sind schlecht, sie haben Werte, die nicht 
richtig sind. Er drückt das sehr gut und sehr 
schnell aus. Außerdem weiß er, wie Macht funk-
tioniert.

Wie denken Sie über den Radaupoeten und Volks-
dichter Wolf Martin?
Wolf Martin war noch schlimmer, er war der 
schlimmste von allen. Bei ihm herrscht so eine 
negative Atmosphäre. Eine Atmosphäre, bei der 
man denkt, diese Person hat nie etwas Positives 

in ihrem Leben erlebt. Alles ist dunkel, negativ 
und traurig. Egal ob beim Rauchen oder Trinken, 
überall herrscht Exzess. Alles ist sehr extrem. Ir-
gendwas in ihm ist entweder kaputt oder schon ge-
fressen worden.

Wie erklären Sie sich das?
Diese Einstellung muss aus einer Zeit stammen, 
in der Strafe ein sehr großer Teil der Erziehung 
war, in der Mütter und Frauen sehr schlecht an-
gesehen wurden. Also aus einer sehr patriarchalen 
und autoritären Gesellschaft. Man kann sich die 
Stimmung bei Wolf Martin wie in einem Werk 
von Elfriede Jelinek oder Thomas Bernhard vor-
stellen.

Claus Pándi ist ein böser Mensch
Die belgische Dokumentarfilmerin Nathalie Borgers, Produzentin der Krone-Doku „Tag für Tag ein Boulevardstück“, 
spricht mit PROGRESS zum einjährigen Todestag von Hans Dichand über die Ängste und den Obrigkeitswahn der 
ÖsterreicherInnen, den „bösen Menschen“ Claus Pándi und den persönlichen Umgang mit Hans Dichand. 

Was ist das für eine Lebensqualität, wenn für Ordnung 
jegliche Lebendigkeit geopfert wird?
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Es gibt in der Krone aber auch weit weniger düs
tere Facetten, die Tierecke etwa.
Sich für Wesen zu interessieren, die nichts zu sa-
gen haben, passt sehr gut zur Kronen Zeitung. Es 
herrscht dort im Allgemeinen eine Kleingeistigkeit. 
Alles ist klein, nichts ist offen. Das ist für mich so 
erstaunlich an der Krone. Die Redakteure könnten 
jederzeit mit Menschen aus aller Welt, aus den ver-
schiedensten Kulturen, in Kontakt treten. Den-
noch verschließen sie sich lieber und kümmern 
sich um Problemchen wie Hunde und Katzen.

Man könnte den Einsatz der Kronen Zeitung für 
gewisse Anliegen ihrer LeserInnenschaft doch auch 
positiv sehen.
Durchaus, das hat aber mit Journalismus nichts 
zu tun. Die Krone benutzt ihre Macht, um etwas 
im Parlament zu ändern. Das ist nicht der Job ei-
ner Zeitung. Vor allem: Wer entscheidet darüber, 
was richtig ist und was falsch? Einzig und allein 
die Krone – und das hieß bis vor einem Jahr ein-
zig und allein Hans Dichand.

Wer die notorische Verschlossenheit der Kronen 
Zeitung kennt, der weiß zu schätzen, welche tie-
fen Einblicke Sie sich verschafft haben. Wieso hat 
Dichand das überhaupt zugelassen? Bei einem AR-
TE-Dokumentarfilm konnte er doch damit rechnen, 
dass es sich um einen kritischen Film handeln wür-
de.
Am Anfang wusste ich gar nicht, für welche Fern-
sehstation der Film sein würde. Die Tatsache, dass 
sich jemand aus dem Ausland für seine Zeitung 
interessiert hat, muss Dichand wohl sehr gefallen 
haben. Mein französischer Akzent hat wohl auch 
geholfen, Dichand liebte Frankreich. Als er dann 

erfuhr, dass ARTE bei dem Film involviert war, 
hat er mir erstmals Geld angeboten, damit der 
Film dort nicht erscheint. Ich habe das natürlich 

abgelehnt. Dichand hat sich dann wohl gedacht, 
wenn schon ein Film entsteht, ist es für die Kro-
ne besser, offen zu sein, damit nicht nur Feinde der 
Zeitung zu Wort kommen.

Und danach gab es keine Momente mehr, bei denen 
die Dokumentation hätte scheitern können?
Einen Moment gab es noch. Dichand hat er-
fahren, dass ich mit Heide Schmidt und Erhard 
Busek gedreht habe. Er hat mir sofort vorge-
worfen, dass ich mit der Tageszeitung Der Stan-
dard einen Komplott vorbereite. Das war natür-
lich überhaupt nicht wahr. Ich musste daraufhin 
zusichern, Dichand den Film vor seiner Aus-
strahlung zu zeigen. Das habe ich dann auch ge-
macht.

Waren Sie bei dieser Vorführung dabei?
Ja.

Wie unangenehm war das?
(lacht) Das war natürlich sehr unangenehm. 
Leider saß Dichand hinter mir. Ich konnte also 
nicht abschätzen, wie er reagierte. Nach der Vor-
führung hat er geschwiegen. Der Finanzdirektor 
der Kronen Zeitung, der auch anwesend war, hat 
sich hingegen beschwert: „Wir fühlen uns in die 
rechte Ecke gedrängt.“

Wie war Dichand im persönlichen Umgang?
Er war eine recht angenehme Person. Natürlich 
nur solange man machte, was er wollte. Er war 

sehr gut erzogen. Er konnte mit 
Frauen und hätte eine Frau wohl 
auch nie angeschrien. Wie gesagt, 
als ich ihm den fertigen Film ge-
zeigt habe, hat er geschwiegen. 

Das wäre vielleicht anders gewesen, wenn ich ein 
Mann gewesen wäre.

Dichand war ja nicht nur ein mächtiger Heraus-
geber, sondern auch ein gewiefter Journalist. Wie 
schwierig war es, ihn zu interviewen und mit ihm 
zu drehen?
Er hat sich selbst inszeniert und somit war es sehr 
einfach für mich. So einen Charakter bekommt 
man nicht für jeden Film. Die unangenehmen 
Fragen habe ich hauptsächlich gegen Ende der 
Dreharbeiten gestellt. In der Zwischenzeit hat 
sich Stück für Stück gezeigt, was er wirklich mit 
seiner Zeitung macht, wie er funktioniert, was er 
denkt. Er hat das alles von sich aus preisgegeben. 
Das ist natürlich „sugar“ für einen Film.

Wie haben Sie eigentlich von Hans Dichands Tod 
erfahren?
Die Austria Presse Agentur hat mich angerufen 
und wollte ein Statement von mir haben. Ich 
habe nicht gewusst, was ich sagen sollte. Na-
türlich ist es keine gute Nachricht, selbst wenn 
ein Mann wie er stirbt. Es ist aber auch keine 
schlechte Nachricht. Das ist das Leben.

Das Gespräch führten Markus Kiesenhofer und David 
Donnerer.
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Claus Pándi ist ein böser Mensch

Sich für Wesen zu interessieren, die nichts zu sagen haben, 
passt sehr gut zur Kronen Zeitung.

Borgers: "Mein franzö-

sischer Akzent hat wohl 

auch geholfen, Dichand 

liebte Frankreich."

Foto: Kiesenhofer
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Alexander Fanta

ein Gesicht war auf der Ti-
telseite jeder Zeitung, auch 

seiner eigenen. In lyrisch über-
spannten Bögen komponierten die 
RedakteurInnen aller Blätter Nach-
rufe auf einen Mann, dessen poli-
tischen Einfluss sie meist Zeit ihres 
Lebens bekämpft hatten. In den 
Vorhöfen der Macht, den Kanzleien 
und Ämtern, herrschte eine Mi-
schung aus Anspannung, Erregung 
und ein klein wenig Furcht. Es war 
der Beginn einer Kontinentalver-
schiebung im Machtgefüge der Re-
publik. Am 17. Juni 2010, genau vor 
einem Jahr, starb Krone-Gründer 
und Chefredakteur Hans Dichand.

Mehr als ein halbes Jahrhundert 
lang hatte Dichand den Politiker
Innen der Zweiten Republik seine 
Meinungen ins Stammbuch dik-
tiert, und nicht erst seit Werner 
Faymann wird PolitikerInnen vor-
geworfen, bei wichtigen Entschei-
dungen unverhohlen auf die Krone 
zu schielen. Rechts, reaktionär, kon-
servativ – so beschreiben Kritiker 
die Linie des Blattes, das Dichand 
im Jahr 1959 mit Geld aus der Hand 
des Gewerkschaftschefs Franz Olah 
neu gegründet hat.

Die Kronen Zeitung hat der dun-
klen Seite der österreichische Seele 
Ausdruck verliehen. Das kollektive 
„wir“ knüpft ein Band zwischen der 
Redaktion und der Bevölkerung, 
das sie gemeinsam gegen die Ande-
ren verbindet: Die AusländerInnen, 
die unseren Wohlstand wollen; die 
PolitikerInnen, die nur abcashen; 
die Linken, die unsere Kultur ka-

putt machen. Unter den ErbInnen 
des Krone-Gründers, seinem Sohn 
Christoph Dichand und dessen Frau 
Eva, bleibt das Blatt dieser Linie 
treu.

Reaktionär. Freilich ist die Krone 
mehr als nur reaktionär und konser-
vativ. Denn Dichand war als Chef-
redakteur, Herausgeber und Chef-
kommentator der Kronen Zeitung 
immer auch seinem eigentlichen 
politischen Programm verpflichtet: 
dem des Populismus. Es war für ihn 
kein Widerspruch, die Besetzung 
der Hainburger Au durch Umwelt-
schutzaktivistInnen im Winter 1984 
zu unterstützen, und damit als Ge-
burtshelfer der Grünen aufzutreten 
– und wenige Monate später für den 
vormaligen SS-Offizier Kurt Wald-
heim in die Bresche zu springen, 
um dessen Wahl zum Bundesprä-
sidenten zu ermöglichen. Dichand 
blieb für die Politik immer ein 
Stück unberechenbar, aber zugleich 
ein unersetzlicher Machtfaktor.

Das Ableben des Zeitungszaren 
hat neuen Gegenwind für die Kro-
ne geschaffen. Dieser trifft auch 
das liebste Instrument von Hans 
Dichand, die Kampagne. Einst ließ 
er seine JournalistInnen wochen-
lang einen Rhythmus trommeln – 
so lange bis die Politik ihre Hüften 
dazu schwang. Schon zwei Wochen 
nach seinem Tod versuchte auch 
sein Sohn Christoph sein Glück 
– und ließ am 2. Juli vergangenen 
Jahres auf dem Titelblatt die Ab-
schaffung der Wehrpflicht fordern. 
Flugs folgte Kanzler Faymann dem 
Kurs der Krone und verkündete, 
dass die SPÖ nun für das Schaffen 

eines Freiwilligenheeres eintrete. 
Der Streit darüber spaltete jedoch 
die Koalition, in der die ÖVP die 
Wehrpflicht verteidigt, und er ist 
bis heute nicht entschieden. Keine 
der beiden Seiten sieht eine stabile 
Mehrheit in der Bevölkerung hinter 
sich, wie es ein Dutzend Umfragen 
zeigen. Das ist eine ziemliche Nie-
derlage für die Krone, die es einst 
vermochte, die öffentliche Meinung 
in politischen Fragen zu einen, und 
sie heute offenbar nur noch spalten 
kann.

Christoph Dichand sitzt zudem 
längst nicht so fest im Sattel wie 
sein Vater. Der Miteigentümer der 
Kronen Zeitung, der deutsche Medi-
enkonzern WAZ, teilt das Interesse 
der Familie Dichand an politischer 
Macht nicht. Die WAZ möchte Pro-
fite machen und eine Boulevardzei-
tung herausgeben, aber nicht den 
Preis für die politische Agenda der 
Dichands zahlen. Zuletzt ließ der 
Konzern juristisch die Herausge-
ber-Position von Christoph Dichand 
anzweifeln, und klagte auf Erhö-
hung des Verkaufspreises der Krone. 
Dies brächte der Krone zwar mehr 
Geld, aber wohl weniger LeserInnen 
und damit auch weniger Einfluss.

Refuseniks. Entscheidend wird für 
die Zukunft der Kronen Zeitung die 
Frage sein, ob sie für die Zeit nach 
Dichand ein neues Konzept findet. 
Denn ihr Modell befindet sich seit 
Jahren in einer stillen Krise. Einst 
konnte das Blatt eine im Vergleich 
größere Reichweite unter den ös-
terreichischen ZeitungsleserInnen 
verbuchen als das offizielle kom-
munistische Parteiorgan Prawda 

in der Sowjetunion. Heute erreicht 
die Krone noch immer beinahe vier 
von zehn ZeitungsleserInnen in 
Österreich und ist das bei weitem 
am meisten gelesene Blatt der Re-
publik. Doch die Zahl der Men-
schen, die überhaupt eine Zeitung 
lesen, schrumpft; die Zahl derer, 
die für eine Zeitung bezahlen wol-
len, ebenso. Zudem bricht der Kro-
nen Zeitung mit den Jungen eine 
wichtige LeserInnenschicht weg: 
Sie sind es nämlich, die entweder 
statt der Krone Gratismedien oder 
gar keine Zeitung lesen oder aber 
Qualitätsmedien bevorzugen und 
sich über das Internet informieren. 
Seit 2001 hat die Krone rund zehn 
Prozent Marktanteil unter der Zei-
tungsleserInnenschaft verloren.

Das Blatt, das in seinem Lay-
out den hausbackenen Charme ver-
gangener Tage verströmt, ist für 
viele nicht nur politisch indiskuta-
bel, sondern auch sonst ein über-
kommenes Relikt aus der Nach-
kriegszeit, das zwischen einzelnen 
Nachrichtenschnipseln viele Sei-
ten voller Hundewelpen, Horo-
skopen und Hausmittelrezepten 
druckt. Die Meinungen der Kro-
ne erscheinen nicht nur konser-
vativ und streitbar, sondern auch 
merkwürdig altmodisch und öde. 
Es ist also nicht überraschend, dass 
die Zahl der Krone-Refuseniks so-
wohl unter den LeserInnen wie un-
ter den NichtleserInnen von Tages-
zeitungen ansteigt. Die Zeitung hat 
heute zweifelsohne noch Macht, 
aber sie ist keine Macherin mehr. N

Der Autor studierte Politikwissenschaft in 
Wien.

S

Dichand hat Macht über 

den Tod hinaus.
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Die Kronen Zeitung ist die Manifestation des dunklen Teils der 
österreichischen Seele.

Die Krone ist ein Stahlbad
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ie ÖH-Wahlen sind geschlagen und unsere Zeit in der Bundesvertre-
tung neigt sich dem Ende zu. Eines unserer größten Ziele war es, die 

Wahlbeteiligung zu steigern, was auch gelungen ist, auch wenn sie mit derzeit 
28,38 Prozent immer noch weit ausbaufähig ist. Welche Fraktionen die neue 
Exekutive stellen werden, ist momentan noch nicht klar, da noch Koalitions-
verhandlungen laufen, wir wünschen unseren NachfolgerInnen aber auf alle 
Fälle alles Gute, viele Ideen und Hartnäckigkeit gegenüber der Regierung in 
den nächsten zwei Jahren, um weiterhin gute Vertretungsarbeit für alle Stu-
dierenden in Österreich leisten zu können.

Mit erstem Juli tritt die im Herbst von der Regierung beschlossene Kür-
zung der Familienbeihilfe in 
Kraft. Konkret bedeutet das, 
dass die Familienbeihilfe ab 
dann nur mehr an Studieren-
de vor ihrem 24. Geburtstag 
(und in Ausnahmefällen bis 
zu ihrem 25. Geburtstag) aus-
bezahlt wird. Mit dieser Kür-
zung hat unsere Regierung 

einmal mehr ihre Zukunftsfeindlichkeit bewiesen. Durch unsere Proteste 
konnten wir zumindest einige Ausnahmeregelungen erreichen, bei denen 
die Familienbeihilfe ein Jahr länger ausbezahlt wird, mehr dazu findest du 
auf unserer Homepage.

Doch die SPÖVP-Regierung hat im vergangenen Jahr nicht nur Kür-
zungen bei der Familienbeihilfe beschlossen, sondern auch die Studienein-
gangsphase verschärft. Ein Teil des beschlossenen Maßnahmenpakets ist 
die verpflichtende Voranmeldung, die diesen Sommer in Kraft treten wird. 
Alle, die im Wintersemester ein neues Studium inskribieren wollen, müssen 
sich bis spätestens 31. August per Internet voranmelden, ansonsten ist im 
Herbst die tatsächliche Inskription nicht möglich. Wir empfehlen daher al-
len, die sich bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht zu hundert Prozent sicher 
sind, was sie studieren wollen, sich für alle in Frage kommenden Studien 
anzumelden. Die gleichzeitig beschlossene verpflichtende Studienwahlbera-
tung tritt erst für das Wintersemester 2012 in Kraft, ab dann müssen alle, 
die inskribieren wollen, ein Zertifikat über eine Beratung zur Studienwahl 
vorweisen können.

Wir wünschen euch einen erfolgreichen Abschluss dieses Semesters, viel 
Glück für die kommenden Prüfungen und einen entspannten Sommer. � N

Eine Ära geht zu Ende

Und nun? Die ÖH-Wahlen 2011 sind beendet 
und die Ergebnisse ausgezählt. Die laufende 
Exekutivperiode der ÖH-Bundesvertretung 
geht noch bis 30. Juni 2011. Bis dahin arbei-
tet das aktuelle Team der ÖH noch für dich 
weiter. Gleichzeitig laufen auf den (meisten) 
Universitäten und auf Bundesebene Koaliti-
onsverhandlungen. Diese müssen auf Bun-
desebene bis 29. 6. abgeschlossen sein. In der 
dann stattfindenden konstituierenden Sit-
zung der ÖH-Bundesvertretung wird ein 
neuer Vorsitz gewählt. Die NachfolgerInnen 
des Vorsitzteams treten mit 1. Juli 2011 ihr 
Amt an. 

Neue STEOP. Ab kommenden Herbst müssen 
Studierende in Österreich mit einer weiteren 
Verschärfung der Studienbedingungen rech-
nen. Die Studieneingangs- und Orientierungs-
phase Neu, die ab dem Wintersemester 2011/12 
in Kraft treten wird, bringt eine Vielzahl neuer 
Hindernisse für Studierende an Universitäten. 
Darunter fällt die Regelung, dass Prüfungen 
nur mehr einmal (fakultativ zweimal) wieder-
holt werden dürfen. Auch können Prüfungen 
aus einem späteren Studienabschnitt nicht vor-
gezogen werden. Die STEOP läuft Gefahr, we-
niger der Orientierung, sondern eher dem 

„rausprüfen“ der Studierenden zu dienen. 

Bilanzbroschüre. Die Exekutive der ÖH-Bun-
desvertretung  verabschiedet sich Ende Juni 2011. 
Im Rahmen einer neu gestalteten Bilanzbroschü-
re, wie auch eines Videos, wird auf zwei erfolg-
reiche Jahre ÖH-Arbeit zurückgeblickt. In der 
Broschüre sind die Erfolge und Aktionen der 
ÖH sowie eine Zusammenfassung ihrer Tätig-
keitsfelder dokumentiert: Die Verhinderung flä-
chendeckender Zugangsbeschränkungen, die 
Abschaffung der Studiengebühren und Erwei-
terung der Studienberatung sind nur einige der 
vielen Meilensteine. Die Bilanzbroschüre kann 
gratis heruntergeladen und bestellt werden. 
Infos unter: www.oeh.ac.at

Kurzmeldungen

Sigrid Maurer, Thomas Wallerberger, Mirijam Müller

Kommentar der ÖH-Bundesvertretung

D
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Eva, Lehramt Deutsch und Englisch

Zwei Wochen lang bin ich als 
Betreuerin in einem Pfadfin-
derlager für 7- bis 14-Jährige, 
danach als Begleiterin bei einer 
Sprachreise für Teenager. Geld 
gibt es dafür kaum, ich mache 

es wegen den Kindern und weil es später beim 
Job hilft.

sorts der österreichischen Medien, 
dass ebendiese Generation gar nicht 
existiere, sie sei ein Mythos. Grund 
für diese Schlagzeile war eine vom 
Wissenschaftsministerium in Auf-
trag gegebene Vollerhebung unter 
Uni- und FH-AbsolventInnen, die 
zwischen 2003 und 2009 ihr Studium 
abgeschlossen hatten. Projektleiter der 
Studie, Harald Schomburg, hält es 
nicht für gerechtfertigt, von einer Ge-
neration Praktikum zu sprechen, weil 
63 Prozent der AbsolventInnen anga-
ben, regulär, also nicht freiberuflich 
oder in einem Praktikum, zu arbeiten. 
Arbeitsmarktservice Vorstand Johannes 
Kopf pflichtet hoch erfreut bei, denn 
er sei schon am Beginn der Debatte 
über den Begriff verwundert gewesen. 
Also, Daten lügen nicht und eine Ge-
neration Praktikum gibt es nicht – so 
schnell sollte eine Debatte, die weit 
mehr als nur eine Randerscheinung 
der sich wandelnden Arbeitsrealitäten 
betrifft, abgedreht werden. Der deut-
sche Soziologe Hans Peter Blossfeld 
erklärte 2007 in der Berliner Tages-
zeitung Taz, dass es um ein Phäno-
men gehe, welches die Gesellschaft 
als Ganzes betreffe. Denn zu beden-
ken sind nicht nur die Arbeitsverhält-
nisse der PraktikantInnen – auch be-
fristete Verträge, Teilzeit, Werk- und 

durchaus interessanten Ergebnisse zu 
diskutieren, die tatsächlich geliefert 
wurden. Diese haben aber nichts mit 
der Generation Praktikum zu tun. Die 
Plattform Generation Praktikum ist 
momentan auf der Suche nach einer 
neuen SprecherIn, ein Indiz mehr da-
für, dass sich dieses Thema noch lange 
nicht erledigt hat. 

Dass sich die Beschäftigungssitu-
ation für junge Menschen in Europa 
also in den letzten fünf Jahren weg 
von der Generation Praktikum, hin 
zu einer Situation sicherer Beschäf-
tigungsverhältnisse gewandelt hat, 
die es erlauben würde, vom Mythos 
Generation Praktikum zu sprechen, 
lässt sich an der Lebensrealität jun-
ger Menschen nicht ablesen. Die An-
zahl der gut ausgebildeten „Prekären“ 
ist durch die weltweite Finanzkrise 
und ihre Folgen sogar angestiegen. 
Die Frustration und die Unzufrie-
denheit, verursacht durch  Jugendar-
beitslosigkeitsraten von bis zu 40 Pro-
zent in einigen europäischen Staaten, 
zeigt sich momentan vielleicht so-
gar so deutlich wie selten in den ver-
gangenen Jahren.� N

weitere Infos: www.generation-praktikum.at

Die Autorin studierte Journalismus in Wien.

Theresa Aigner

s war im Frühling 1998, als sich 
Die Zeit-Journalist Matthias 

Scholz, damals noch Student, von 
einer italienischen Erasmus-Studen-
tin über die dortigen Berufschancen 
für Hochschul-AbsolventInnen auf-
klären ließ. Sie erzählte ihm, dass 
es dort nicht üblich sei, direkt nach 
dem Studium einen Job zu bekom-
men. Vielmehr nahmen junge Men-
schen in Italien schon damals nach 
dem Studium schlecht oder gänzlich 
unbezahlte Praktika an, um nach ein 
paar Jahren vielleicht eine echte An-
stellung zu bekommen. Als er im Jahr 
2001 sein Studium abgeschlossen hat-
te, zeichneten sich auch in Deutsch-
land schon jene Veränderungen der 
Beschäftigungsformen für Studie-
rende und AbsolventInnen ab, die er 
2005 in jenem Artikel so trefflich be-
schreiben sollte, der einer Generation 
von prekär arbeitenden jungen Men-
schen einen vielzitierten Namen gab: 
die Generation Praktikum. 

Gesellschaftliches Problem. Das 
war vor sechs Jahren. Was wurde seit-
her aus der Generation Praktikum? 
Mitte Mai titelten die Bildungs-Res-

Honorarverträge, schlecht bezahl-
te Volontariate und Traineestellen so-
wie Gelegenheitsjobs gehören zu den 
Arbeitsbedingungen, die von jungen 
Menschen vorgefunden werden. Und 
diese produzieren große Unsicher-
heiten.

Problem nicht gelöst. Dass all di-
ese Beschäftigungsformen im Jahr 
2011 keine Konjunktur mehr hätten, 
können weder die Studie des Wis-
senschaftsministeriums, noch Erfah-
rungsberichte von jungen Beschäf-
tigten bzw. Jobsuchenden belegen. 
Die Studie gibt auch keinen Auf-
schluss darüber, was jene 77 Prozent 
der AbsolventInnen, die sich nicht an 
der Umfrage beteiligt haben, machen. 
Die relativ geringe Rücklaufquote von 
23 Prozent lässt Birgit Schatz, die Ar-
beitnehmerInnensprecherin der Grü-
nen, vermuten, dass sich eher jene 
Menschen an solchen Studien betei-
ligen, die einen persönlichen Erfolg 
vorzuweisen haben. Zudem fragte 
die Studie nicht danach, ob man ein 
Praktikum macht oder gemacht hat. 
Anna Schopf initiierte 2006 die Platt-
form Generation Praktikum und fin-
det es schade, dass mithilfe der Studie 
erneut versucht werde, eine „Beruhi-
gungspille“ auszuwerfen, anstatt die 

Helmut, Politikwissenschaft

Ich werde im Sommer Inskrip-
tionsberatung für Studienan-
fängerInnen machen. Ziemlich 
cool finde ich dabei, dass man 
mit Studis zu tun hat. Wegen 
des Geldes mache ich es aber 

sicher nicht. Den Rest der Zeit schreibe ich an 
meiner Bakk-Arbeit.

Christian, Industriedesign

Ich arbeite in unserem Famili-
enbetrieb, der elektrische Fahr-
zeugteile herstellt. Nicht nur 
für das Geld, sondern auch, 
um auszuhelfen. Den Rest der 
Zeit werde ich in Griechenland 

urlauben – die können die Kohle dort jetzt ge-
brauchen.

Was wirst Du diesen Sommer machen?
PROGRESS fragt Studierende nach ihrer Feriengestaltung zwischen Praktika und Bakk-Arbeiten.

Der offizielle Sinn eines Praktikums während der Studienzeit ist relativ naheliegend: 
Berufserfahrungen zu sammeln. Doch wird dieses Ziel auch wirklich erreicht und vor 
allem: Ist dieses Ziel genug, um den oft steinigen Weg zu rechtfertigen? 

Generation Praktikum – Mythos oder nicht?

E
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Julian Walkomiak 

urch das Projekt Ride for your Rights! wer-
den junge EuropäerInnen aus allen Län-

dern des Kontinents zu mehr Partizipation ani-
miert und aufgefordert, sich gemeinsam für ein 
gleichberechtigtes Europa einzusetzen. Die Tour 
soll TeilnehmerInnen aus verschiedensten Län-
dern mit unterschiedlichen soziokulturellen Hin-
tergründen zusammenbringen. Dabei sollen sie 
sich mit der Frage auseinandersetzen, was uns 
in Europa eigentlich verbindet? Diese Fragestel-
lung wird zahlreiche Studierende begleiten, wäh-
rend sie gemeinsam von Novi Sad in Serbien über 
Kroatien, Ungarn, die Slowakei, Österreich, die 
Tschechische Republik, Polen, Litauen, Lettland, 
Estland und Finnland bis nach St. Petersburg in 
Russland radeln. Es wird dabei regelmäßig zu neu-
en Konstellationen der TeilnehmerInnen kommen, 
da die Tour nach dem hop on – hop off Prinzip 
funktioniert. Die dabei entstehenden informellen 
Lernprozesse werden zusätzlich durch Begeg-
nungen mit Persönlichkeiten aus Kultur, Wissen-
schaft und Politik und durch organisierte Work-
shops ergänzt. Das Gesamtprojekt soll gleichzeitig 
Aufmerksamkeit erregen, um die Wichtigkeit der 
StudentInnenmobilität in Europa aufzuzeigen. 
Denn langfristige Aufenthalte im Ausland (etwa 
Rahmen eines Studienjahres) bieten jungen Men-
schen die Möglichkeit, eine gemeinsame europä-
ische Identität zu entwickeln und sich in die Spra-
che und Kultur des jeweiligen Landes zu vertiefen.

Ein europäisches Bewusstsein. Die gemeinsame 
Radtour durch verschiedene Kultur- und  Sprach-
regionen bringt die TeilnehmerInnen auf eine eu-
ropäische Identitätssuche. Dabei sollen alle ange-
sprochen werden: In Wien wird etwa am 19. Juli  
von 17 bis 18 Uhr eine gemeinsame Tour mit be-
hinderten Studierenden für ihre Rechte durch-
geführt. Insbesondere auch die Besuche von  Ge-
denkstätten und edukative Arbeit in Workshops 
machen den TeilnehmerInnen die Bedeutung 
eines gemeinsamen und gewaltfreien Handelns 
für ein demokratisches und friedvolles Europa be-
wusst.

Der Gedanke für ein gemeinsames und fried-
volles Europa der Zukunft soll durch eine Aus-
einandersetzung mit der gemeinsamen europä-
ischen Geschichte gestärkt werden. In Polen und 
Litauen werden die TeilnehmerInnen der Tour Ge-
denkstätten des Zweiten Weltkrieges besuchen, in 
Serbien soll es versöhnende Veranstaltungen zum 
Jugoslawien-Krieg geben.

Die Bewältigung von knapp 4.000 Kilome-
tern mit dem Fahrrad soll allen Studierenden zei-
gen, dass das Fahrrad als Transportmittel umwelt-
freundlich und effizient zugleich ist. Die Vorteile 
des Radfahrens sollen zu einem täglichen Ge-
brauch im Alltag animieren, um der Umweltbelas
tung durch Abgase entgegenzuwirken.

Sichtbarkeit. Die gesamte Tour wird von einer 
Filmcrew begleitet, welche für regelmäßige Infor-
mation per Video sorgen wird. Diese wird auf den 
Webblog des Projektes sowie auf diverse Seiten in 
Social Networks hochgeladen. Bereits vor Tour-
Beginn sind Video-Clips entstanden und bieten 
schon jetzt Kontakt zu Persönlichkeiten aus Sport, 
Kultur und Friedensdienst. Nach der Tour werden 
alle filmischen Aufzeichnungen zu einem Doku-
mentarfilm verarbeitet.

Während der Tour wird über eine internationa-
le Unterschriftenaktion an verschiedene Instanzen 
aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft appel-
liert, Studierendenmobilität in Europa nachhaltig 
zu fördern. Durch mediale Präsenz während der 
Tour und durch die Unterschriftenaktion will Ride 
for Your rights! die Wichtigkeit des kulturellen Aus-
tausches in Form von Studierendenmobilität un-
terstreichen.

Nach Ende der Tour wird ein großes Ab-
schlusstreffen stattfinden, bei welchem alle 
beteiligten OrganisatorInnen ihre Erfahrungen 
austauschen und Verbesserungsvorschläge für 
ein europäisches Studium und weitere Veranstal-
tungen erarbeiten. Zu diesem Treffen sind auch  
EU-Parlamentsabgeordnete und EU-Kommissa-
rInnen eingeladen, um das Ergebnis der Tour prä-
sentieren zu können. � N

Der Autor studiert Anglistik in Wien.

Was wirst Du diesen Sommer machen?

D

Generation Praktikum – Mythos oder nicht?
Ride for your Rights!
Im Juli wird in die Pedale getreten. Eine Radtour quer durch Europa bietet Studierenden die Möglichkeit, sich 
auszutauschen und gemeinsam nach europäischen Werten zu suchen. Darüber hinaus will man sich auch an 
die Politik wenden.

Dienstag, 19. Juli 2011:
Ab 16 Uhr: Treffpunkt mit behinderten Studie-
renden vor dem Austria Center (Konferenzzen-
trum bei der UNO). Nach Eintreffen der Tour 
wird eine Charta für die Rechte von Studieren-
den mit Behinderungen übergeben.

Ab 17 Uhr: Ride for your Rights! Tour mit be-
hinderten Studierenden, AktivistInnen... (mit 
Rollis, Skates, Rädern): Reichsbrücke, Lasalle-
straße, Praterstern, Praterstraße, Aspernbrücke, 
Stubenring und entlang des Rings bis zur Uni-
versität Wien.

Ab 18 Uhr wird es einen Empfang für die Teil-
nehmerInnen durch die Universität Wien geben.

Mittwoch, 20. Juli :
11–14 Uhr: Workshop zum Thema „Gewaltfreies 
Handeln“.

Donnerstag, 21. Juli:
11–14 Uhr: Stadtrundgang mit internationalen 
StudentInnen.

16:30 Uhr: Treffpunkt für Soli-Ride im Sigmund 
Freud Park

17–19 Uhr: Soli-Ride durch Wien bis zum TÜWI.

Ab 19 Uhr: Live-Musik im TÜWI von Ost in 
Translation und Sympathy for Strawberry.

Abendessen: Volksküche (Erlös geht an Rad-
stromprojekt)

Kontakt und Anmeldung:
Homepage: www.rideforyourrights.org
Manifest: www.petitiononline.com/rfyr/petition.html
Facebook: www.facebook.com/RideforyourRights
Email: rideforyourrights@campuseuropae.org

Das Programm in Wien:
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PROGRESS: Hannes Androsch hat vor kurzem ge-
meint, dass sowohl die Politik als auch die Zivilbe-
völkerung in Österreich von Feig- und Neidbürger
Innen bestimmt werden. Hat er Recht?
Töchterle: Nein, ich finde nicht, dass er Recht 
hat. Ich verwahre mich dagegen, dass man stän-
dig in dieses Lamentieren ausbricht. Für mich ist 
das ein Gejammere auf hohem Niveau. Was die 
Hochschulen betrifft: Da geht Vieles weiter. Ich 
sehe den Stillstand, der hier zum Teil herbeige-
redet wird, nicht. Aber natürlich haben wir auch 
Einiges zu tun.

Vor kurzem fanden die ÖH-Wahlen statt, eine neue 
Exekutive wird bald im Amt sein. Wie bewerten Sie 
die Arbeit der auslaufenden Exekutive?
Auf jeden Fall positiv. Wie Sie ja wissen, war ich 
mit der Uni-Brennt-Bewegung von Anfang an 
dialogbereit. Ich habe diese Bewegung als einen 
wichtigen Beitrag zur Diskussion gesehen. Na-
türlich ist dieser Beitrag nicht direkt von der ÖH 
gekommen, sondern von woanders und es war 
anfangs gar nicht leicht für die ÖH, mit dieser 
Bewegung umzugehen. Das habe ich in Inns-
bruck live mitbekommen. Dort war das für die 
ÖH ziemlich schwierig.

Inwiefern?
Weil die ÖH in Innsbruck sich in einem gewis-
sen Gegensatz befunden hat zur Uni-Brennt-Be-
wegung. Die ÖH-Exekutive in Innsbruck war 
damals ja von der  AG dominiert und hat diese 
Uni-Brennt-Bewegung teilweise als Versuch gese-
hen, die ÖH-Wahl umzuschreiben. So ganz zu-
sammengefunden hat man dort nie. Ich habe das 
Gefühl, dass dies in Wien besser funktioniert hat. 
Sigrid Maurer hat es dort schneller geschafft, mit 
der Bewegung zu verschmelzen. Andererseits ist 
es natürlich nicht nur diese Bewegung, die die 
Politik der ÖH in den vergangenen Jahren getrie-
ben hat, sondern auch viele andere Dinge. Die 
ÖH hatte mit Sigrid Maurer in den vergangenen 
zwei Jahren eine eloquente und starke Wortfüh-

rerin. Sie war sehr sichtbar und hörbar. Wir alle 
wissen aber auch, dass wir bei zwei Kernthemen 
unterschiedlicher Meinung sind …

Studiengebühren und Zugangsbeschränkungen …
Genau, das ist ja bekannt. Man kann sich darü-
ber ärgern, dass ich nicht von meinen Positionen 
abrücke. Ich kann mich aber auch darüber wun-
dern, dass die andere Seite nicht von ihren Positi-
onen abrückt.

Was erwarten Sie sich von der Zusammenarbeit mit 
der kommenden ÖH-Exekutive?
Ich wünsche mir natürlich eine gute Zusammen-
arbeit. Am Wahlabend war ich auf der Bundes-
vertretung und habe mit allen Fraktionsvertreter
Innen gesprochen und das Gefühl gehabt, dass 
die Gesprächsbereitschaft gegeben ist.

Wäre Ihnen eine schwarz-gelbe Koalition auf der 
ÖH-Bundesvertretung lieber als Rot-Grün? Immer-
hin hätten Sie damit bei einigen Anliegen, wie etwa 
Studiengebühren oder Zugangsbeschränkungen, 
weitere BündnispartnerInnen.
Die Jungen Liberalen waren die einzige Fraktion, 
die offensiv für Studiengebühren im Wahlkampf 
eingetreten ist – und sie haben ein beachtliches 
Ergebnis eingefahren.

Seit 2005 können Studierende ihre Bundesvertre-
tung ja nicht mehr direkt wählen, das bedeutet un-
ter anderem auch, dass die Stimmen von kleineren 
Universitäten mehr Gewicht haben als die von grö-
ßeren. Sie haben sich vor kurzem bezüglich des 
ÖH-Wahlmodus gesprächsbereit erklärt. Sind Sie 
für eine Wiedereinführung der Direktwahl?
Ich bin absolut gesprächsbereit was eine Ände-
rung des Wahlrechts betrifft. Ich kenne die Ar-
gumentation und viele Argumente für die Di-
rektwahl erscheinen mir plausibel.

Was sind Ihrer Meinung nach derzeit die größten 
Baustellen im Hochschulsektor?

Ich rede lieber von Konzepten. Aber wenn ich 
in der Terminologie von Baustellen bleiben soll, 
dann habe ich ja einige begonnene Projekte von 
Beatrix Karl übernommen. Zum einen wäre da 
die Studienplatzfinanzierung, zum anderen der 
Hochschulplan, wobei man den Hochschulplan 
als Dach über allem anderen sehen kann. Das 
sind jetzt einmal die größten Konzepte, die zur 
Realisierung anstehen. Bei beidem bin ich opti-
mistisch und denke, dass wir noch in diesem Jahr 
wesentliche Schritte machen werden.

Seit Jahren gibt es in Österreich das Ziel, zwei Pro-
zent des BIP für den Hochschulsektor zu verwen-
den. Derzeit sind wir immer noch bei 1,3 Prozent. 
Wie und bis wann, glauben Sie, kann dieses Ziel er-
reicht werden?
Bekannt ist, dass der öffentliche Anteil an diesen 
1,3 Prozent deutlich höher ist als in anderen Län-
dern. Bei uns ist der private Anteil an der Hoch-
schulfinanzierung immer noch sehr niedrig. Die-
ser könnte von Drittmittelfinanzierung durch 
Unternehmen gedeckt werden. Aber auch Stu-
diengebühren könnten hier einen Beitrag leisten. 
Mir ist klar, dass dieser nur einen geringen Anteil 
im Gesamtbudget ausmachen würde, aber auch 
das wäre eine Möglichkeit, dem angestrebten 
Budget näherzukommen. Geplant ist, das zwei-
Prozent-Ziel bis 2020 zu erreichen. Das ist sehr 
ambitioniert. Die Krise hat uns auch hier zu-
rückgeworfen. Die Konsolidierungsmaßnahmen 
im Wissenschafts- und Unterrichtsministerium 
sind zwar die geringsten, aber auch hier mussten 
wir Einsparungen tätigen.

Manche Länder haben hier einen ganz anderen 
Weg eingeschlagen. In Deutschland wurden bei-
spielsweise umfangreiche Investitionen in Milliar-
denhöhe in die Bildung getätigt. In Österreich wird 
dagegen weiter gespart. 
Diese Entscheidungen sind vor meiner Zeit als 
Minister getroffen worden. Man kann aber si-
cher positiv vermerken, dass im Bildungsbereich 

Humboldt kannte keine Massenunis
Wissenschaftsminister Karlheinz Töchterle im Gespräch mit dem PROGRESS über Studiengebühren, 
die Finanzierung der österreichischen Hochschulen und die Uni-Brennt-Bewegung.
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hierzulande am wenigsten eingespart wurde. 
Die neue Finanzministerin hat aber auch schon 
mehrmals gesagt, dass sie weiterhin einen Spar-
kurs fahren möchte, mit den Ausnahmen: Fami-
lie,  Bildung, Wissenschaft und Forschung. 

Im Herbst stehen die Budgetverhandlungen für 
die nächste Leistungsvereinbarungsperiode an. Die 
RektorInnenkonferenz etwa fordert zumindest 300 
Millionen Euro mehr, allein um den Status Quo 
aufrecht erhalten zu können. Werden Sie diese Mit-
tel bekommen? 
Auf Zahlen kann ich mich jetzt klarerweise nicht 
einlassen. Die Forderung ist natürlich berechtigt, 
wenn man sich ansieht, wie sehr die Studieren-
denzahlen steigen. Wir haben zwischen 2005 und 
2010 eine Anstieg von etwa 50.000 Studierenden 
gehabt und die Studierendenzahlen werden auch 
weiter steigen. Von daher ergibt sich natürlich 
ein wachsender Finanzbedarf. Ob es jetzt genau 
die dreihundert Millionen sind, darüber kann 
man streiten.

Mit welchem Ziel gehen Sie in die Verhandlungen?
Das Ziel muss sein, mehr Geld für den Hoch-
schulsektor bereitzustellen, wobei man auch die 
Studienplatzfinanzierung mitdenken muss. Wir 
planen diese mit der kommenden Leistungsver-
einbarungsperiode ebenfalls zu implementieren. 
Da zeigen uns Berechnungen einen Mehrbedarf. 
Das wird natürlich eine Rolle bei den Budgetver-
handlungen spielen.

Wie wird das Modell der Studienplatzfinanzierung 
ungefähr aussehen – wie wird ein Studienplatz 
künftig berechnet werden?
Erste Eckpunkte wird es Ende Juni geben. Deswe-
gen bitte ich Sie um Verständnis, dass ich jetzt kei-
ne wirklichen Details bekannt gebe. Ich kann nur 
so viel sagen, dass wir derzeit in Fächergruppen und 
auf der Basis internationaler Vergleichsstudien rech-
nen. Man kann verschiedene Modelle in Betracht 
ziehen. Eine Frage ist natürlich, welche Studieren-

denzahlen man annimmt. Die Frage ist, ob die In-
skriptionszahlen oder die Zahl der aktiven Studie-
renden in die Rechnung einfließen sollen?

Werden bei dem neuen Modell die Betreuungsver-
hältnisse berücksichtigt? 
Ja, das Betreuungsverhältnis ist eine entschei-
dende Größe bei den Berechnungen. Wir streben 
ein ideales Betreuungsverhältnis an, jedoch sind 
wir in vielen Fächern weit davon entfernt. 

Was ist aus Ihrer Sicht ein ideales Betreuungsver-
hältnis?
Das ist natürlich von Fach zu Fach unterschied-
lich. 

Eine ungefähre Richtgröße muss es doch geben? 
Die einzelnen Zahlen habe ich nicht im Kopf. 
Derzeit könnte man die Idealzahlen jedoch nur 
finanzieren, wenn man entweder radikal begrenzt 
oder radikal das Budget ausweitet. Beides ist un-
realistisch. Man muss sich also irgendwo dazwi-
schen bewegen.

Sie sind ja bekanntlich für Studiengebühren. Wa-
rum eigentlich?
Studiengebühren eröffnen die Möglichkeit, dass 
die Studierenden einen Beitrag zur Finanzierung 
des Hochschulsystems tätigen können. Das soll 
in Österreich jeder tun, der es sich leisten kann. 
Zumal viele Studierende es auch akzeptieren!  

Die Argumente rund um die Studiengebührende-
batte lassen sich grob in drei Gruppen einteilen: 
Einmal eine Humboldt’sche humanistische Argu-
mentation, dass Bildung für alle zugänglich und 
kostenlos sein soll. Dann die Wirtschafts-Liberalen, 
die meinen, Bildung müsse einen monetären Wert 
besitzen. Und dann die PragmatikerInnen, für die 
Gebühren das Unibudget abdecken sollen. Wo se-
hen Sie sich?
Ich bin eher der auf der Seite der Pragmatiker. 
Denn das Ideal, dass jegliche Bildung kostenlos 

sein soll, ist ein sehr schönes, aber eben unrea-
listisch. Deswegen das Pragmatische. Wobei man 
über das Humboldt’sche streiten könnte. Hum-
boldt ist natürlich von ganz anderen Vorausset-
zungen ausgegangen und hat ganz andere Zahlen 
im Blick gehabt. Die Massenuni von heute kann-
te er nicht. 

2008 wurde von SPÖ und ÖVP ein Entschließungs-
antrag zur direkten Auszahlung der Familienbei-
hilfe beschlossen. Dies betrifft Studierende ab dem 
18. Lebensjahr. Aus dem Entschließungsantrag ist 
bisher aber noch nichts geworden. Warum? 
Das ist mir entgangen.

Es kommt ja immer wieder zu Fällen, bei denen El-
tern die Familienbeihilfe ihrer studierenden Kinder 
einbehalten. Würden Sie sich grundsätzlich dahin-
terstellen zu sagen, Studierende sollen die Familien-
beihilfe direkt ausbezahlt bekommen?  
Natürlich sollte es nicht so sein, dass die Jungen 
davon nichts spüren. Das ist eine grundsätzliche 
Position, die man vertreten und diskutieren kann. 
Aber wie man das jetzt in ein Gesetz gießt, das 
fällt nicht in mein Ressort. 

Nach dem neuen Budgetgesetzes bekommen Studie-
rende, die älter als 24 Jahre sind, keine Familien-
beihilfe mehr ausbezahlt. Auch die Zuschüsse für 
die Studierendenheime wurden gekürzt. Das Stu-
dentenwerk in Salzburg hat vor kurzem bekannt 
gegeben, dass seine Mietpreise in Folge dessen ab 
dem nächsten Jahr um 30 bis 40 Euro ansteigen 
werden. 
Ja, da  müssen wir einen Weg finden, um sozi-
al Bedürftigen eine Unterstützung zu geben. Ich 
kann das  Loipersdorfer-Paket vom vergangenen 
Herbst nicht wieder aufschnüren. Was ich tun 
kann, ist, gewisse Härten zu mildern. 

Das Interview führten Georg Sattelberger und Ann-Kathrin 
Slupek.

Humboldt kannte keine Massenunis Töchterle: „Ich bin eher 

auf der Seite der 

Pragmatiker“.
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Service, das hilft!

Volksbegehren 
Bildungsinitiative

Referat für pädagogische Angelegenheiten
Tel: +43 (0) 1/310 88 80 - 38, Fax: - 36
paedref@oeh.ac.at

Referat für Fachhochschul-Angelegenheiten
(bzw. Referat für Bildungspolitik)
Beratung: Dienstag 10–13 Uhr, Donnerstag 13–16 Uhr
Tel: +43 (0) 1/310 88 80 - 38, Fax: - 36
FH@oeh.ac.at, bipol@oeh.ac.at

Referat für Sozialpolitik
Sozialberatung: Dienstag 10–13 Uhr,
Mittwoch von 16–19 Uhr sowie Donnerstag 14–16 Uhr
Tel: +43 (0) 1/310 88 80 - 43
sozial@oeh.ac.at

Wohnrechtsberatung: Dienstag 10–13 Uhr und
Donnerstag 13–16 Uhr
Tel: +43 (0) 1/310 88 80 - 41
wohnrecht@oeh.ac.at

Sozialfonds: Dienstag und Donnerstag 10–12 Uhr
Tel: +43 (0) 1/310 88 80 - 22
sozialfonds@oeh.ac.at

Studien- und MaturantInnenberatung
Montag, Mittwoch, Donnerstag 13–16 Uhr
Dienstag, Freitag 9–12 Uhr

Spezialberatung zur Studienberechtigungsprüfung:
Dienstag 18–20 Uhr
Tel: +43 (0) 1/310 88 80 - 24 bzw. - 25
studienberatung@oeh.ac.at
Skype: OEH-Beratung

Vereinbarung von Beratung an Schulen und Betreuung von
Ständen bei Berufs- und Studieninformationsmessen
Agnes Wühr: +43 (0) 676/888 522 92
agnes.wuehr@oeh.ac.at

Referat für internationale Angelegenheiten
Donnerstag 10–13 Uhr
Tel: +43 (0) 1/310 88 80 - 95
Fax: +43 (0) 1/310 88 80 - 36
internationales@oeh.ac.at
Skype: internats_bv

Referat für ausländische Studierende
Tel: +43 (0) 1/310 88 80 - 65, Fax: +43 (0) 1/310 88 80 - 36
auslaenderInnenreferat@oeh.ac.at
Montag 9–12 Uhr (persisch, englisch, deutsch)
Dienstag 10–12 Uhr (englisch, türkisch, deutsch)
Donnerstag 15–18 Uhr (englisch, spanisch, deutsch)
Freitag 9–12 Uhr (englisch, spanisch, deutsch)

Referat für feministische Politik
Donnerstag 12–14 Uhr sowie nach Terminvereinbarung
Tel: +43 (0) 676/888 522 74
Fax: +43 (0) 1/310 88 80 - 36
frauenreferat@oeh.ac.at

Referat für Menschenrechte und Gesellschaftspolitik
Maria Clar: +43 (0) 1/310 88 80 - 46
oder +43 (0) 676/888 522 52
Mittwoch 11–14 Uhr oder nach Vereinbarung
maria.clar@oeh.ac.at

Julia Hofmann: +43 (0) 1/310 88 80 - 46
julia.hofmann@oeh.ac.at

PA alle Referate: Taubstummengasse 7–9, 1040 Wien

referate der österreichischen hochschülerinnenschaft

a. 38.000 Studierende sind in 
Österreich bei einer der neun 

Gebietskrankenkassen studentisch 
selbstversichert – bisher zu den Ko-
sten von 24,93 Euro monatlich. In 
den vergangenen Wochen flatterte 
ihnen ein Brief der GKK ins Haus, 
der ankündigt, dass sich der monat-
liche Beitrag ab 01.07.2011 auf 49,85 
Euro verdoppeln wird.

Was ist geschehen? Bis dato wur-
den die Kosten der studentischen 
Selbstversicherung zur Hälfte von 
den Studierenden getragen, die an-
dere Hälfte wurde vom Bundes-
ministerium für Wissenschaft und 
Forschung (BMWF) finanziert. Im 
Zuge des Sparpakets wurde dieser 
Zuschuss des BMWF allerdings ge-
strichen. 

Darüber haben wir als ÖH-Bun-
desvertretung seit Bekanntwerden 
des Sparpakets hingewiesen und da-
gegen protestiert – allerdings wurde 
der Wegfall des Zuschusses zur stu-
dentischen Selbstversicherung (so-
wie auch die radikale Kürzung der 
Heimförderungen) von der Herab-
setzung des Bezugsalters der Famili-
enbeihilfe in Hinblick auf die medi-
ale Rezeption überlagert.

Politisch problematisch war der 
Wegfall dieses Zuschusses inso-
fern, als dass dazu keine Gesetzes-
änderung nötig war und somit auch 
keine parlamentarischen Einfluss-
möglichkeiten gegeben waren. Ge-
spräche der ÖH-Bundesvertretung 
mit hochrangigen Vertretern des 
BMWF bzw. (der damaligen) Wis-
senschaftsministerin Karl und (dem 
damaligen) Finanzminister Pröll 
sind leider auf taube Ohren gesto-
ßen – auch vom BMWF in Aussicht 

gestellte Verhandlungen mit den 
Bundesländern bzw. den Gebiets-
krankenkassen zur Abfederung die-
ser Einsparung dürften offensicht-
lich – so sie stattgefunden haben 
– nicht gefruchtet haben.

Das Sozialreferat der ÖH-Bun-
desvertretung empfiehlt allen Be-
troffenen, sich folgende Varian-
te eines Versicherungswechsels zu 
überlegen:

Die studentische Selbstversiche-
rung kostet ab 01. Juli 49,85 Euro 
im Monat, damit ist man kranken-
versichert (ohne Anspruch auf Geld-
leistungen, also z.B. Kranken- oder 
Wochengeld). Bei geringfügiger Be-
schäftigung gibt es die Möglichkeit 
des „opting in“. Zuständig dafür 
ist auch die Gebietskrankenkasse, 
die monatlichen Kosten betragen  
52,78 Euro – dafür ist man aller-
dings krankenversichert (inkl. Geld-
leistungen) und auch pensionsver-
sichert (der spätere Nachkauf eines 
Pensionsmonats kostet derzeit hin-
gegen 900 Euro).

Umsetzung der Richtlinie 
2004/114/EG. Am 01. Mai 2011 wur-
de endlich jene EU-Richtlinie in 
Österreich umgesetzt, die besagt, 
dass Studierenden aus Drittstaaten 
einen Rechtsanspruch auf die Er-
teilung einer von dem/der Arbeitge-
berIn zu beantragenden Beschäfti-
gungsbewilligung haben, und zwar 
im Ausmaß von bis zu zehn Wo-
chenstunden für Studierende im er-
sten Abschnitt oder im Bachelor 
bzw. bis zu 20 Wochenstunden für 
Studierende im zweiten Abschnitt 
bzw. im Master.� N

� ch

Studentische Selbstversicherung

nde letzten Jahres hat eine Gruppe recht 
unterschiedlicher Menschen, von ehema-

ligen PolitikerInnen über AutorInnen bis hin 
zu SchülerInnen, die Idee aufgegriffen mit Hil-
fe eines Volksbegehrens den Druck auf die hei-
mische Bildungspolitik zu vergrößern. An vielen 
Ecken und Enden scheint es derzeit Probleme zu 
geben. Zu wenige frühkindliche pädagogische 
Einrichtungen, die zudem meist nur als Kin-
deraufbewahrungsstätte gesehen und die dort 
arbeitenden PädagogInnen auch entsprechend 
schlecht bezahlt werden. Seit mittlerweile 90 
Jahren versucht Österreich durch immer wie-
derkehrende Murmeltiere äh Schulversuche, das 
international mittlerweile etwas aus der Mode 
gekommene differenzierte Schulsystem zu über-
winden. Über die Unterfinanzierung der Hoch-
schulen muss wohl in diesem Magazin nicht 
mehr allzu viel hinzugefügt werden. Wer ger-
ne den genauen Antragstext des Volksbegeh-
rens lesen möchte oder an sonstigen Informati-
onen rund um das Projekt interessiert ist, findet 
alles Notwendige auf www.nichtsitzenbleiben.at. 
Wer das Volksbegehren für einen Schritt in die 
richtige Richtung hält, kann noch bis 01. Juli 
im Gemeindeamt bzw. Magistratischen Bezirks
amt des Hauptwohnsitzes eine Unterstützungs-
erklärung unterzeichnen. Diese gilt auch gleich 
als Unterschrift für die Eintragungswoche im 
Herbst. Wer sich so oder so gerne an der Diskus-
sion rund um die aktuelle Bildungspolitik betei-
ligen möchte, dessen Meinung ist auf der Platt-
form www.bildungsdeck.at gefragt.� N

� ch
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n Spanien, wo 45 Prozent Jugendarbeitslosigkeit herrschen, lässt die 
Regierung friedliche Demonstrierende von der Straße prügeln. In 

Griechenland, wo der unausweichliche Staatsbankrott gerade zum zwei-
ten Mal hinausgezögert wird, greifen die Kinder einer enterbten Mittel-
schicht zu Molotowcocktails. Und jene arabischen Kids, die beim Versuch, 
in eine bessere Zukunft zu fliehen, nicht vor Italiens Küste ersaufen, wer-
den wie eine Seuche behandelt, wegen derer die Grenzbalken wieder fal-
len. 

Kurzum, etwas läuft gewaltig schief in Europa, und jeder kann es spü-
ren, am meisten die Jungen. 

Denn während sich als Folge der Finanzkrise die größte Umverteilung 
in der Geschichte des Kapitals ankündigt, nämlich von unten nach oben, 
vom Sozialstaat zu den Krisenauslösern, wächst in Europa die erste Gene-
ration seit dem Zweiten Weltkrieg heran, für die das Versprechen, es ein-
mal besser als die eigenen Eltern zu haben, nicht mehr gilt. Das nächste 
Praktikum, die nächste Party, das nächste Neon kommen bestimmt.

In Brüssel haben risikoscheue Juristinnen und Juristen das Sagen 
übernommen, in Europas Hauptstädten Egomaninnen und Egoma-

nen wie Frankreichs Nicolas Sarkozy, Zauderer wie Angela Merkel oder 
Wohnbaustadträte wie Werner Faymann. Auf die unsicheren Zeiten rea-
gieren sie mit Sonntagsreden und Homestories, soziale Verteilungskämpfe 
nennen sie einen „Clash of Cultures“. An die Stelle von Erweiterung und 
Integration sind Entsolidarisierung und Renationalisierung getreten. Da-
bei ist Europa nicht weiß, ängstlich, männlich, christlich und 50plus. Nur 
seine Elite ist es.

Noch haben die Zeltstädte der spanischen Jugend keinen europäischen 
Frühling ausgelöst. Dabei ist die Zeit für einen neuen Projektvertrag ge-
kommen. Denn gerade in der Krise benötigen wir das Projekt Europa 
mehr denn je. Nicht, weil es dazu keine Alternative gäbe, sondern weil 
das Projekt selbst bereits die Alternative ist. 

Und wenn es einen Tag, eine Woche, ein Monat des Zorns dauert, 
um ein offenes, ein solidarisches, ein neu gedachtes Europa einzufordern: 
Nehmen wir uns die Zeit dafür. An Zorn wird es nicht mangeln. � N

Stefan Apfl studierte Journalismus in Wien und arbeitet als Politik-Redakteur bei der Wiener 
Wochenzeitung Falter.

Westbalkan bald in der EU? „Ich erwarte, Sie 
als 28. Mitglied der Union begrüßen zu dürfen“, 
sagte EU-Erweiterungskommissar Stefan Füle  
Anfang Juni direkt an das kroatische Volk ge-
wandt. Kommissionspräsident José Manuel Bar-
roso sprach von einem „historischen Augenblick“. 
Füle kündigte außerdem überraschend an, dass 
Mazedonien, das bereits um eine Mitgliedschaft 
angesucht und den Status eines Kandidaten hat, 
noch 2011 seine Beitrittsverhandlungen begin-
nen könnte. Gleichzeitig könnte Serbien nach 
der Auslieferung des mutmaßlichen Kriegsver-
brechers Radko Mladić damit rechnen, den Sta-
tus eines EU-Beitrittskandidaten zu bekommen. 

Liebesgrüße aus Astana nach Wien. Österrei-
chs Regierung möchte engere Beziehungen zu 
Zentralasien aufbauen. Dabei gehe es vor allem 
um die reichen Öl- und Gasvorkommen in Län-
dern wie Kasachstan und Tadschikistan, sagte Au-
ßenminister Spindelegger bei einem Treffen des 
World Economic Forum Anfang Juni in Wien. 
Besonderes Interesse hat vor allem der Energie-
konzern OMV, der Gasvorkommen in der Region 
aufkauft und an der Gaspipeline Nabucco mitbaut. 
Menschenrechte waren bei dem Treffen von füh-
renden PolitikerInnen aus der Region kein Thema, 
obwohl Zentralasien von NGOs als Weltgegend 
mit der geringsten Pressefreiheit kritisiert wird. 

Sexskandal in den Vereinigten Staaten. Sexs-
kandale erschüttern nicht nur die Politik in 
Europa. Der US-Kongressabgeordnete An-
thony Weiner gestand kürzlich ein, einer jun-
gen Frau über Twitter Fotos von seiner Lei-
besmitte gesandt zu haben. Er folgt damit der 
unrühmlichen „Tradition“ des italienischen 
Ministerpräsidentin Silvio Berlusconi und 
IWF-Chef Dominique Strauss-Kahn. Weiner 
will sich nun einer psychologischen Behand-
lung unterziehen, und entschuldigte sich bei 
dem Opfer. Ähnliche Abbitten von Berlusco-
ni und Strauss-Kahn sind bisher freilich nicht 
bekannt.

Kurzmeldungen

I

Angst fressen Europa auf: Die Zeit des Zorns ist gekommen
Kommentar von Stefan Apfl
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Progress: Herr Prantl, der Chefre-
dakteur der österreichischen Zeitung 
Die Presse hat Sie jüngst einen „ja-
kobinischen Moralisten“ genannt. Die 
Jakobiner stehen für Tugendterror 
und Massenmord. Was sagen Sie zu 
dieser Anschuldigung?   
Prantl: Ich glaube nicht, dass der 
Kollege das so gemeint hat. Gleich-
wohl: Manche Kritik muss man 
nicht kommentieren, sie spricht 
gegen sich selbst. Abgesehen von 
Übertreibungen kann man aber sa-
gen: Wer hart kommentiert, der 
muss mit harten Reaktionen rech-
nen. Es kann dabei ein demokra-
tischer Mehrwert entstehen.

Warum kommt die Kritik an Ihnen 
zumeist von rechter Seite?
Weil die mich anscheinend für links 
hält. Links nennen mich die, denen 
ich zu viel von sozialer Gerechtig-
keit schreibe. Rechts nennen mich 
die, die meinen, dass man mir den 
Katholiken zu sehr anmerkt. Das 
ist eher das Problem der Kritiker 
als meines. Wenn jemand mich für 
links hält, weil ich mich für die 
Schwachen in der Gesellschaft ein-
setze und fordere, dass Reichtum 
stärker besteuert wird – dann bin 
ich halt in Gottes Namen links. 
Und wenn jemand mich für rechts 
hält, weil ich glaube, dass Kirchen 
eine wichtige Aufgabe haben – bitte 
schön! Wichtig ist für einen Kom-
mentator, dass er überhaupt eine 
Haltung hat. Darüber hinaus gilt 
der alte Satz: Viel Feind, viel Ehr.  

Was würden Sie als Ihre Haltung be-
zeichnen?
Ein Kollege hat einmal geschrie-
ben, wenn wir das Jahr 1848 hätten, 
würde der Prantl auf den Barrika-
den stehen und für die Demokratie 
streiten. Das hat mir gefallen. Wenn 
das Wort radikal heute nicht so ne-

gativ konnotiert wäre, würde ich 
mich als Radikaldemokraten sehen. 
Auf Wikipedia nennen sie meine 
Haltung linksliberal. Meinetwegen. 
Andererseits bin ich sehr katholisch 
aufgewachsen, was man, wie gesagt, 
bei religiösen Fragen merkt. Mein 
soziales Engagement wurzelt letzt-
lich in dieser christlichen Substanz, 
und mein Schreiben für die Frei-
heitsrechte kommt von der Juriste-
rei. Wenn das den Leuten, die als 
Konservative rumlaufen, nicht passt, 
dann haben die einfach nicht ka-
piert, was konservativ bedeutet. Ich 
kann mich auch gut als Konserva-
tiver definieren, in dem Sinne, dass 
ich die freiheitlichen Grundrechte 
verteidige.

Wie würden Sie den „Radikalde-
mokraten“ definieren, der in Ihnen 
schlummert? 
Der schlummert nicht, sondern 
ist wach. Meine Vorstellung von 
einem guten Gemeinwesen sieht so 
aus: Demokratie, Rechtsstaat und 
Sozialstaat sind Partner. Das ist ei-
gentlich gar nicht radikal, sondern 
notwendig. Demokratie ist eine 
Gemeinschaft, die ihre Mitglieder 
achtet und schützt. Demokratische 
Entscheidungen sind daher nicht 
automatisch rechtsstaatliche Ent-
scheidungen. Ein Land wäre ge-
wiss keine beispielhafte Demokratie, 
wenn es per Plebiszit Menschen- 
und Freiheitsrechte missachtet. 

Ihr Credo hat nach dem Zweiten 
Weltkrieg das Fundament des er-
folgreichen Neuanfangs in Öster-
reich und Deutschland gebildet. In 
jüngster Zeit erleben wir aber, dass 
sich die Demokratie und der Sozial-
staat in der Krise befinden. Darun-
ter scheint vor allem die Legitimati-
on des Parlamentarismus zu leiden. 
Wie sehen Sie das? 

Die Stärke eines Volkes misst sich 
am Wohl der Schwachen, steht in 
der Präambel der Schweizer Verfas-
sung. Das ist ein guter Satz. Wenn 
immer mehr Leute nicht mehr zum 
Wählen gehen, weil sie sich nicht 
mehr vertreten fühlen, wenn sie 
sich ausklinken aus der Demokratie, 
dann ist das gefährlich. Das ist das 
eine. Das andere: Wenn im Parla-
ment wesentliche Fragen nicht mehr 
ordentlich diskutiert werden, weil 
der Bundeskanzler oder die Bun-
deskanzlerin die Sachen schon ent-
schieden hat, bevor irgendjemand 
Muh und Mäh sagen konnte, dann 
ist das ein Problem. Das Parlament 
ist die zentrale Einrichtung der De-
mokratie, und eben keine Quatsch- 
und Quasselbude. Die Abgeordne-
ten müssen also ihre Rechte wieder 
lauter einfordern, ob es um Euro-
pa oder um Milliardenhilfe für die 
Banken geht. Die Abgeordneten 
sind die Gestalter der Demokratie. 
Der legislativen Macht fehlt es an 
Selbstbewusstsein. 

Führt diese Schwäche der Legislative 
zu einem autoritären Politikstil?
Wir erleben zur Zeit eine neue Su-
perexekutive, darin steckt eine Ten-
denz zum Autoritären. Die Regie-
rung wird im System zu stark und 
sie erhält von der Öffentlichkeit zu 
viel Beachtung. Das geht zu Lasten 
der Parlamente. An dieser Entwick-
lung trägt auch die Mediendemo-
kratie Schuld. Wir Journalisten las-
sen den Parlamentariern in unserer 
Berichterstattung zu wenig Platz. 
Gleichzeitig beklagen wir, Politik 
sei langweilig, weil immer nur die 
gleichen Köpfe auftauchen würden. 

JournalistInnen sind mittlerweile 
ähnlich unbeliebt wie PolitikerInnen, 
beide Berufsgruppen werden vielfach 
als Teil einer Klasse mit gemeinsamen 

Interessen betrachtet. Scheitern die 
Medien daran, die Menschen auf die 
Probleme ihrer Zeit hinzuweisen?
Journalismus soll den Leuten nicht 
den Bauch pinseln. Journalisten 
haben die Aufgabe, die Problem-
themen, die sie für gesellschaftlich 
wichtig halten, den Bürgerinnen 
und Bürgern so zu vermitteln, 
dass diese die Probleme auch er-
kennen können. Das ist die de-
mokratische Aufgabe der Presse. 
Seit einiger Zeit erleben wir aber 
eine Zunahme an Personality-Ge-
schichten, was oft vor allem ein 
Ausdruck journalistischer Bequem-
lichkeit ist. Flockige Stories schrei-
ben sich leichter als klare Berichte, 
als aufwändige Analysen oder subs
tanzielle Leitartikel. Die sind aber 
unglaublich wichtig für das de-
mokratische System, weil sie den 
Menschen dabei helfen, Entschei-
dungen zu fällen. Und Politik be-
steht immer aus Entscheidungen.

Wie schreibt man einen guten Kom-
mentar?
Idealiter macht ein guter Kommen-
tar auch demjenigen Leser Freude, 
der ganz anderer Meinung ist als der 
Schreiber. Ein guter Kommentar kit-
zelt und kratzt, er lässt jedenfalls den 
Leser nicht kalt. Wenn ich an einem 
Kommentar arbeite, dann versuche 
ich, mit dem Schreiben erst dann 
zu beginnen, wenn ich das Thema 
strukturiert und mir im Kopf zu-
rechtgelegt habe. Danach geht es fast 
wie von selbst. Das Jus-Studium bie-
tet für diese Art des Denkens eine 
gute Schule, vielleicht besser als die 
Journalismus-Akademie. Und eine 
der großen juristischen Reden aus 
dem alten Rom zu lesen, ist ein ähn-
liches Gefühl wie einen Michelange-
lo anzuschauen. 

Das Gespräch führte Wolfgang Zwander.

Heribert Prantl, einer der renommiertesten Journalisten Deutschlands, hat im Sommersemester eine Vorlesung im 
Rahmen der Theodor-Herzl-Dozentur an der Universität Wien gehalten. Mit PROGRESS spricht er über Radikaldemo-
kratie, sein journalistisches Credo und den politischen Wert guter Kommentare.

Den Leuten nicht den Bauch pinseln
Foto: Corn

Prantl: „Wer hart 

kommentiert, der muss 

mit harten Reaktionen 

rechnen.“
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s ist ein Bombengeschäft. Der größte öster-
reichische Glücksspielkonzern Novomatic ver-

setzt mit seinen Jahresabschlüssen regelmäßig die 
AktionärInnen in Staunen. Ein Umsatzplus von 19 
Prozent und 131 Millionen Euro Profit erwirtschaf-
tete das Gumpoldskirchner Unternehmen im Jahr 
2010. Verkauf und Vermietung von Glücksspielau-
tomaten sowie der Betrieb von Glücksspielen ma-
chen den Löwenanteil davon aus. Laut eigenen 
Angaben betreibt Novomatic weltweit 165.000 Spiel-
automaten. Stimmen die Rahmenbedingungen, ist 
das Geschäft krisensicher. 2009 musste der Konzern 
zwar einen leichten Umsatzrückgang einstecken, da 
Russland das Glücksspiel verbot, doch wo die Spiel-
automaten erlaubt sind, liefern sie regelmäßig hohe 
Erträge. Das ist kein Wunder, denn 60 Prozent des 
Umsatzes liefern Spielsüchtige, die aufgrund ih-
rer Krankheit immer mehr Geld in die Automaten 
werfen. Und so kümmerte sich der Konzern gut 
um die Rahmenbedingungen in Österreich: Lob-
byismus und großzügiges Sponsoring von Parteien 
ebneten den Weg zu einem Glücksspielgesetz, mit 
dem Novomatic „zufrieden“ sei. 

Wiederbelebt. Als soziales Problem erlebt die 
Spielsucht eine Renaissance. Sie hängt mit der Li-
beralisierung des Glücksspielmarktes zusammen. 
Seit den 1980ern wurde das vormals strikt mono-
polisierte Geschäft für MarktteilnehmerInnen 
geöffnet. In Folge dessen stieg das Angebot, die 
Spielsucht folgte am Fuß. Besonders das Automa-
tenglücksspiel hat Anteil daran.

Ein Beispiel aus Kärnten verdeutlicht das: 
Während vor 1997 weniger als ein Prozent der Pa-
tientInnen der Suchtklinik De La Tour an patho-
logischem Spielverhalten litten, stieg diese Zahl 
nach der Legalisierung des so genannten klei-
nen Glücksspiels an. 2005 hielten sie bei 15 Pro-
zent. Die Automaten fördern das Suchtverhalten: 
Ein Spiel dauert ein oder zwei Sekunden, oft er-
scheinen Beinahe-Jackpots am Schirm, den Spie-
lerInnen wird vorgegaukelt, sie könnten durch 
geschicktes Spielverhalten das Ergebnis beeinflus-
sen. Doch am Ende gewinnen die BetreiberInnen, 
so schreibt es das Gesetz vor: Zwischen 85 und 95 
Prozent der Einsätze müssen die Automaten wie-

der ausspucken. Da bleibt für alle restlichen Betei-
ligten genug übrig: AutomatenherstellerInnen, Be-
treiberInnen und die öffentliche Hand profitieren. 

Letztere hat allerdings einigen Handlungs-
spielraum. Das Glücksspiel ist bundesgesetzlich 
geregelt. In der Frage der Automaten wurde mit 
dem neuen Glücksspielgesetz von 2010 Regelungs-
kompetenz an die Länder abgegeben. Sie kön-
nen selbst entscheiden, ob das kleine Glücksspiel 
im Bundesland legal sein soll oder nicht. Wenn 
ja, kann eine an der Bevölkerungszahl ermittelte 
Obergrenze von Automaten aufgestellt werden. 
Das Land erhebt dafür Gebühren. In Wien wer-
den beispielsweise 1400 Euro pro Automat und 
Monat kassiert. Diese können entweder als „Ein-
zelaufstellungen“ (maximal drei Automaten pro 
Lokal, 1 Euro Maximaleinsatz) oder in Automa-
tensalons (bis zu 50 Automaten, 10 Euro Maximal-
einsatz) bewilligt werden. 

Krankhaftes Automatenspiel kommt ziemlich 
teuer. Jene, die den Weg zur Spielsuchtberatung 
schaffen, sind durchschnittlich mit 40.000 Euro 
verschuldet. Beschaffungskriminalität, Therapie, 
Gerichtskosten, SchuldnerInnenberatung, zerrüt-
tete Familien und Arbeitsplatzverlust sind typische 
„Nebeneffekte“ des Automatenspiels. Sie kosten 
Geld, und zwar mehr als der Staat damit ein-
nimmt. Das ist das Ergebnis einer Studie von Jo-
anneum Research, die 2009 publiziert wurde. Von 
der Legalisierung des kleinen Glücksspiels hält das 
aber kaum ein Bundesland ab. In Wien, der Steier-
mark, Niederösterreich und Kärnten sind die Au-
tomaten bereits erlaubt, der Oberösterreichische 
Landtag beschloss kürzlich die Legalisierung, auch 
das Burgenland steht schon in den Startlöchern.

Lücke im Gesetz. Ein Verbot sei unmöglich 
durchzusetzen, argumentieren die PolitikerInnen 
häufig. Das würden die vielen illegalen Auto-
maten zeigen, die etwa in Oberösterreich nicht 
kontrolliert werden konnten. Die Gründe da-
für liegen sowohl im Gesetz, als auch im Voll-
zug desselben. Während 2010 die Glücksspiel-So-
ko des Finanzministeriums ausrückte, um illegale 
Automaten zu konfiszieren, wurde die Beschlag-
nahmung von der jeweils zuständigen Bundespo-
lizeidirektion bereits zweimal aufgehoben. Polizei 
und Finanz sind sich nicht einig, wie der Vollzug 
der Gesetze vonstatten gehen soll. 

Auch eine Lücke im Gesetz stellt die Politik 
vor Probleme. So können zwar die Länder ent-
scheiden, ob sie das kleine Glücksspiel legalisie-
ren wollen oder nicht, doch geringfügig ande-
re Spielautomaten – Video Lotterie Terminals 
(VLT) – können überall in beliebiger Zahl auf-
gestellt werden. Landesgesetze hin oder her. Sie 
gelten als Lotteriespiele und sind im Glücks-
spielgesetz in einem anderen Paragraphen gere-
gelt, haben aber mindestens so verheerende Aus-
wirkungen wie die Landes-Automaten. Denn 
Höchsteinsatzgrenzen gibt es bei diesen Gerä-
ten nicht. Davon profitieren die Österreichischen 
Lotterien bzw. ihr Mehrheitseigentümer, die Ca-
sinos Austria, da sie die einzige Lizenz für On-
line-Lotterien besitzen. 

Für Christoph Lagemann von der ARGE Sucht-
vorbeugung macht ein Verbot, das nicht durchge-
setzt werden kann, wenig Sinn. Denn ein illegaler 
Markt schaffe noch mehr Probleme. Sein Interes-
sensverband gab eine Studie zum Thema Spiel-
suchtvorbeugung in Auftrag, die Mitte Mai ver-
öffentlicht wurde. Dort steht schwarz auf weiß: 
64.000 ÖsterreicherInnen haben ein Spielsucht-
problem, 60 Prozent der Umsätze im Automaten-
glücksspiel kommen von ihnen. Kurzfristig müsse 
der SpielerInnenschutz ausgebaut und die Präven-
tion verbessert werden. Allerdings sei das Automa-
tenglücksspiel „eine derart gefährliche Sache, dass 
langfristig über den Umgang damit noch einmal 
nachgedacht werden muss“, gibt Lagemann zu be-
denken. Ein staatliches Glücksspielmonopol, das 
die Gewinne der Allgemeinheit zuführt, wäre seiner 
Meinung nach die vernünftigste Lösung. 

In Österreich haben sich besonders die Bun-
desländer mit ihrer impliziten Zustimmung zum 
Glücksspielgesetz selbst ein Ei gelegt: Scheinbar 
können sie das Angebot zwar regeln, aufgrund der 
VLTs und der Streitigkeiten im Vollzug sitzen sie 
jedoch am kürzeren Ast. „Durchgerutscht“ sei die 
VLT-Regelung im Gesetz, hört man aus dem Par-
lament. Während sich die Politik selbst um ihren 
Handlungsspielraum bringt, wirft die Bevölkerung 
Tag für Tag weiter Geld in die Automaten. Doch 
die Lücken im Gesetz könnte man schließen – es 
scheitert am mangelnden Willen.� N

Die Autorin studierte Sozioökonomie in Wien und ist 
Vize-Chefin der Sektion8.

Den Leuten nicht den Bauch pinseln

E

„Kleines“ Spiel groß im Geschäft
Erschreckend viele Menschen werfen ganze Monatsgehälter in Glücksspielautomaten. Das provoziert 
immer mehr soziale Probleme, doch die Politik kümmert sich nur halbherzig um Lösungen. Gesetzes
lücken und Vollzugsstreitigkeiten stehen einem Verbot der Automaten im Weg.

Zum Winner‘s Club des „Kleinen“ Glücksspiels zählen die BetreiberInnen, sicher aber nicht die SpielerInnen.
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ährend sich das konservative Lager in der 
Diskussion leicht tut, haben die progres-

siven Kräfte hier ein Problem: Natürlich wolle man 
nicht jene zur Kasse bitten, die sich mühevoll das 
Haus zusammengespart haben. Ähnlich wie das 
Sparbuch der Oma beim Schenken an die Enkerl 
sei der/die HausbesitzerIn nicht im Visier der Ge-
rechten. Lediglich die Superreichen sollen mittels 
Vermögenssteuern ein wenig Federn lassen, schließ-
lich finanziere sich so ein Sozialstaat nicht von allei-
ne. Werner Faymanns Millionärssteuer (0,5 Prozent 
Steuer ab einem Gesamtvermögen von minde-
stens einer Million Euro) war ein Vorstoß in diese 
Richtung. Maria Fekters Reaktion darauf war be-
merkenswert: „Die SPÖ will Vermögenssteuern ab 
einer Million Euro: Das trifft jene Leistungsträge-
rInnen, die das System erhalten. Wir pressen die 
BesserverdienerInnen wie Zitronen aus.“, erklär-
te sie in einem Kurier-Interview. Dabei wird deut-
lich: Bei der Frage von Vermögenssteuern geht es 
nicht um Fakten, sondern um Meinungsmache. 
Der Arbeiterin, die im Median 725 Euro netto im 
Monat verdient, wird vorgemacht, MillionärInnen 
seien in etwa die selben Menschen wie sie. Sie ver-
dienen besser und sind daher besonders wichtige 
LeistungsträgerInnen, doch sonst gebe es keine Un-
terschiede. Und deren Stiftungsvermögen müsse ge-
nauso vor staatlichen Begehrlichkeiten geschützt 
werden wie ihre wenigen Spareinlagen. 

Meilenweiter Abstand. Wie groß der Unterschied 
zwischen der Arbeiterin und dem/der MillionärIn 
ist, zeigt ein Blick in die Verteilungsstatistik. Denn 
vor einer MillionärInnensteuer müssten sich in Ös-
terreich tatsächlich nur sehr wenige fürchten. Aus 
einer der wenigen österreichischen Befragungen 
zum Vermögen geht hervor, dass 90 Prozent der Be-

völkerung durchschnittlich 56.000 Euro besitzen. 
Auch die oberen zwei bis zehn Prozent wären von 
einer MillionärInnensteuer nicht betroffen, denn sie 
besitzen in etwa 611.000 Euro. Nur ein Prozent der 
Bevölkerung kann mit durchschnittlich 5.383.000 
Euro mehr als eine Million ihr Eigen nennen. Da-
bei sind gängige Vermögenssteuervorschläge durch-
wegs progressiver als die des Kanzlers: Wirtschafts-
forscher Stefan Schulmeister schlägt etwa 0,5 
Prozent ab 100.000 Euro vor. Selbst, wenn im Ge-
genzug die Grundsteuer abgeschafft würde, bräch-
te laut seinen Berechnungen diese Vermögenssteuer 
zusätzlich 2,7 Milliarden Euro pro Jahr ein. Belastet 
würden hauptsächlich die oberen 10 Prozent. 

Der Vergleich macht sicher. In der Vermögens-
steuer-Diskussion lohnt sich ein Blick in andere 
Länder. Die OECD unterteilt vermögensbezogene 
Steuern in vier Gruppen: Grundsteuer, Erbschafts- 
und Schenkungssteuer, (reine) Vermögenssteuer 
und Kapitalverkehrssteuern. Wird nun das Steu-
eraufkommen aus diesen Gruppen in Relation zur 
Gesamtwertschöpfung (BIP) eines Landes gestellt, 
zeigen sich die Länderspezifika deutlich. Groß-
britannien führt das Ranking mit über vier Pro-
zent des BIP an. Auch in den USA sind vor allem 
Grundsteuer-Einnahmen wichtige Stützen für die 
Finanzierung der Kommunen. Beim Vermögens-
steueraufkommen belegt Österreich den viertletzten 
Platz. Nur in Mexiko, Tschechien und der Slowakei 
haben Vermögenssteuern noch geringere Bedeu-
tung (siehe Grafik). Der Spielraum nach oben wird 
noch lange nicht knapp, und folglich kann auch das 
Argument „Kapitalflucht“ gegen die Vermögens-
steuer nicht halten. Denn wohin sollte das Kapital 
abwandern? In fast allen anderen Ländern zahlen 
Vermögende mehr Steuern als hierzulande.  

Besonders bei der Grundsteuer hinkt Öster-
reich den anderen Ländern hinterher. Das ist kein 
Wunder, denn die Einheitswerte, an denen sich 
das Steueraufkommen berechnet, wurden seit 1982 

(Grundbesitz) bzw. 1988 (Landwirtschaft) nicht 
mehr evaluiert. Die Wirtschaftsforscherin Margit 
Schratzenstaller rechnet mit enormen Mehreinnah-
men, würde der Verkehrswert der Liegenschaften 
besteuert. Selbst bei großzügigen Ausnahmen für 
Eigenheime und Landwirtschaften und einer Sen-
kung des Steuersatzes von einem auf 0,5 Prozent 
könnten zusätzliche Einnahmen in Höhe einer Mil-
liarde Euro pro Jahr erreicht werden. Die marktna-
he Bewertung sei nicht administrierbar, das wer-
fen Grundsteuer-GegnerInnen regelmäßig ein. 
Doch ein Blick in die USA zeigt, dass eine zeitge-
mäße Steueradministration dieser Herausforderung 
durchaus gewachsen ist. Computergestützte Bewer-
tungsverfahren kombiniert mit der Selbsteinschät-
zung der BesitzerInnen liefern hier zufriedenstel-
lende Resultate.

Auch die fehlende Erbschafts- und Schen-
kungssteuer schlägt sich in Österreich als vermin-
derte Steuereinnahmen zu Buche. Dabei ist diese 
Form der Vermögensbesteuerung enorm progres-
siv. Im Jahre 2006 etwa machten die vier größten 
Erbschaften ein Viertel des gesamten Steuerauf-
kommens von etwa 150 Millionen Euro aus. Zum 
Vergleich: Der selbe Betrag kam durch Studienge-
bühren in die Staatskassen. Mit der Neubewertung 
der Einheitswerte, die aufgrund eines Verfassungs-
gerichtshofs-Urteils notwendig gewesen wäre, hätte 
sich für die Politik eine große Chance eröffnet. Der 
damalige Kanzler Gusenbauer ließ sie verstreichen, 
heute passt diese Steuer nicht einmal mehr ins Pro-
gramm der SozialdemokratInnen, so scheint es. Da-
bei übersehen sie eines: Dreht sich die Vermögens-
steuer-Debatte weiter um Befindlichkeiten eines 
bestimmten WählerInnenklientels statt um Fakten, 
ist die Verteilungsdebatte verloren.

� N
Die Autorin studierte Sozioökonomie in Wien.

Die HäuselbauerInnen sind mächtige ÖsterreicherInnen. Gleich nach dem/der PensionistIn sind sie wohl die 
zweitbegehrtesten Typen im Land: fleißig, bodenständig, sparsam und bieder. Sie sind die Mitte der Mittel-
schicht, dort wollen viele hin. Die Politik versucht, sie als StammwählerInnen zurückzugewinnen und zieht 
dabei alle Register. Ein Thema scheint wie gemacht für die Nation der HäuselbauerInnen: Vermögenssteuern. 

Vermögenssteuern im HäuselbauerInnenland

W

Eine Vermögenssteuer würde 

die breite Masse der Häusel-

bauerInnen nicht treffen
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Reisefieber
Jedes Land schultert seinen eigenen Rucksack

Fünf Geschichten
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it Kochtopf und Suppenlöffel 
in der Hand schlagen sie Kra-

wall. Dazu der schrille Klang von 
Trillerpfeifen und vereinzeltes Sire-
nengeheul, das auf Knopfdruck aus 
dem Megaphon ertönt. An die 50 
Studierende marschieren geschlossen 
über den Campus der Universidad de 
Cantabria und skandieren lautstark: 
„Alumnos unidos jamás serán ven-
cidos!“ („Geeinte Studierende wer-
den niemals besiegt werden!“). Auf 
dem Platz vor der Geschichtsfakul-
tät machen sie schließlich Halt, der 
lärmende Protest verstummt abrupt. 
Ein Aktivist richtet sein Megaphon 
auf den Eingang der Fakultät und 
ruft die Anwesenden zur Teilnahme 
an ihrer studentischen Versammlung 
auf. Die Diskussion dreht sich um 
die Politisierung der lokalen Studie-
rendenvertretung und den Einfluss 
der Privatwirtschaft auf die univer-
sitäre Forschung. Nach eineinhalb 
Stunden fassen sie einen einstim-
migen Beschluss: Es soll von nun 
an jede Woche eine Versammlung 
stattfinden. Der institutionalisierte 
Protest – sieht so die viel beschwore-
ne spanische Revolution aus?

Der magische 15. Mai. Die De-
monstration der Studierenden am 
1. Juni in Santander, der Hauptstadt 

der nordspanischen Region Kanta-
brien, mag an sich wenig spektaku-
lär wirken. Doch handelt es sich da-
bei um eine von zahllosen Szenen 
des zivilen Aufbegehrens, die sich 
derzeit im Königreich Spanien ab-
spielen. Scheinbar spontan und ohne 
Vorankündigung hat sich eine brei-
te, basisdemokratische Bewegung 
gebildet: El Movimiento 15-M – eine 
Bewegung fernab der etablierten 
Parteien und Gewerkschaften, die 
ihren Ursprung in den landesweiten 
Massenprotesten vom 15. Mai hat. 
Unter dem Motto „¡Toma la calle!“ 
(„Nimm die Straße [ein]!“) gin-
gen an diesem historischen Sonntag 
zehntausende Menschen in über 50 
Städten Spaniens auf die Straße. Mit 
Parolen wie „Wir sind keine Waren 
in Händen von Politikern und Ban-
kern!“ brachten sie ihre Wut und 
Empörung über die Wirtschaftskrise 
und das korrupte politische System 
zum Ausdruck.

Vom Internet auf die Straße. Wie 
so viele moderne Aufstände des 21. 
Jahrhunderts nahm auch die spa-
nische Protestwelle ihren Ausgang 
im Internet, dem zeitgemäßen Ins
trument rebellischer BürgerInnen. 
Es war die Online-Plattform Demo-
cracia Real Ya („Echte Demokratie 
Jetzt“), welche zu den landesweiten 
Demonstrationen vom 15. Mai auf-
gerufen hat. Ein Kollektiv von nach 

Veränderung durstenden, jungen 
Leuten, das sich erst Ende März for-
mell gegründet hatte. Mit der Zeit 
schlossen sich über vierhundert wei-
tere Initiativen der Plattform an, von 
lokalen Protest-Gruppen und Nach-
barschaftshilfen bis hin zu großen 
NGOs wie der globalisierungskri-
tischen ATTAC. Über die sozialen 
Online-Netzwerke mobilisierten sie 
die Zivilbevölkerung und koordi-
nierten den Ablauf der Demonstra-
tionen. 

Durch die Medien geistert das 
Phantom der Generación ni-ni, der 
Generation Weder-Noch. Jugend-
liche, die weder arbeiten noch stu-
dieren, häufig noch bei ihren Eltern 
wohnen und keine Pläne für ihre 
Zukunft schmieden. Eine Jugend 
ohne Perspektiven? Die Jugendar-
beitslosigkeit schnallte in der Kri-
se auf 45 Prozent hoch, mehr als das 
Doppelte des EU-Durchschnitts. 
Selbst gut ausgebildete Uni-Absol-
ventInnen finden oft keine Arbeit 
nach dem Abschluss oder finden 
sich in prekären Arbeitsverhältnis-
sen wieder, die wenig mit ihrem Stu-
dium gemein haben. Da bleibt vie-
len nur die Flucht ins Ausland. Die 
24-jährige Ruth Murga Boada aus 
Torrelavega ist eine von ihnen. Nach 
dem Abschluss ihres BWL-Studi-
ums fand sie in Spanien keine Ar-
beit, also ging sie spontan als Au-
pair nach Dublin, um ihr Englisch 
aufzubessern. Sie sieht jedoch in 
der Krise auch eine Chance, da die 
Mehrheit der Jugendlichen bei ih-
rer Rückkehr aus dem Ausland „eine 
globalere Sichtweise, Sprachkennt-
nisse und internationale Erfahrung“ 
mitbringen würden.

¡Viva la revolución! Die bestehen-
den Probleme lösen sich zwar an-
gesichts der Proteste der indigna-
dos („Empörte“) nicht in Luft auf. 
Doch hat es die Bewegung 15-M ge-
schafft, die bis vor kurzem noch in-

differente, ohnmächtige Zivilbevöl-
kerung wachzurütteln – wohl auch 
dank des klug gewählten Protestter-
mins eine Woche vor den spanischen 
Regional- und Kommunalwahlen 
am 22. Mai, die mit einer vernicht-
enden Niederlage für die regierenden 
SozialistInnen unter José Luis Rodrí-
guez Zapatero endeten. 

Die Bevölkerung lechzt nach de-
mokratischer Erneuerung. Eines der 
konkreten Ziele der Bewegung ist 
daher eine Reform des minderhei-
tenfeindlichen Wahlgesetzes. Darü-
ber hinaus gibt es eine lange Liste an 
Vorschlägen und Forderungen, die 
von Maßnahmen gegen die Wirt-
schaftskrise und politische Korrup-
tion bis zur Abschaffung der Mo-
narchie reichen. Einen nationalen 
Konsens über konkrete Ziele gibt 
es aber nicht, was wohl in der Na-
tur der Proteste selbst liegt. „Die 
Bewegung ist sehr heterogen und 
dezentralisiert. Es gibt einen kons
tanten Strom an Ideen, so dass es 
oft schwierig ist, sich zu einigen“, er-
zählt der 40-jährige Straßenkünst-
ler David, der sich in seiner Hei-
matstadt Santander am lokalen 
Protestcamp beteiligt. Ein Mix aus 
Bazar, Zeltlager und griechischer 
Agora: Die Versammlungen stehen 
allen offen, es gibt keine Hierar-
chien, jeder kommt zu Wort. Ent-
scheidungen werden einstimmig ge-
fällt, oder gar nicht. 

Zuletzt überschatteten Konflikte 
zwischen einzelnen Fraktionen die 
Arbeit der Bewegung 15-M. Die spa-
nische Revolution entwickelt sich 
weiter. Ein Ende ist nicht abseh-
bar. Der 21-jährige Geschichtestu-
dent Txema Wabajas zeigt sich opti-
mistisch: „Die Krise kann uns nicht 
die Lebensfreude und den Taten-
drang rauben.“ � N

Der Autor studierte Journalismus in Wien und 
verbrachte die vergangenen zwei Semester im 
Rahmen des Erasmus-Programms in Spanien. 

In Spanien probt die Bevölkerung den Aufstand. Die Bewegung 
15-M sagt korrupten PolitikerInnen und der Wirtschaftskrise 
den Kampf an.

Sommerzeit ist Reisezeit: Auf die folgenden Seiten haben 
wir Geschichten gestellt, die Einblick geben in Konfliktstel-
len fünf verschiedener Staaten: Ein Bericht aus Spanien über 
die große Protestwelle der Jugend, eine Reportage über einen 
Vergewaltigungsfall inmitten der ägyptischen Revolution, ein 
Text über das NGO-Unwesen in Kambodscha, ein Gespräch 
über Sinn und Unsinn von Entwicklungshilfe und eine Ge-
schichte über den Multi-Kulti-Schmelztegel Malaysien. Wir 
wünschen viele anregende Gedanken  bei der Lektüre. � N

M

Zwischen Revolution 
und Resignation
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Spaniens Jugend begehrt auf.

Foto: Lehner
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Eva Pilipp

ngka“ heißt NGO auf Khmer, der kambod-
schanischen Landessprache. Im 14-Millio-

nen-Einwohnerland kennt dieses Wort jeder und 
jede, denn ohne Nichtregierungsorganisationen, 
Vereinte Nationen, private SpenderInnen und 
Stiftungen würde hier vieles nicht funktionieren: 
Schulen, Waisenhäuser, Aids-Stationen, Entmi-
nungscenter, Krankenhäuser – ein Großteil der 
humanitären Infrastruktur würde ohne auslän-
disches Geld zusammenbrechen. Kambodscha ist 
neben Bangladesch eines der ärmsten Länder Asi-
ens; FabrikarbeiterInnen verdienen 50 Dollar im 
Monat, ÄrztInnen müssen mit einem Gehalt von 
150 Dollar auskommen. Gestiegene Miet- und Le-
bensmittelpreise im vorwiegend von Reisbauern 
und -bäuerinnen bewohnten Land erschweren 
die finanzielle Not der Bevölkerung. Ohne aus-
ländische Hilfsprojekte ist Bildung vor allem für 
Mädchen oft nicht denkbar. Das Geld wird über-
all gebraucht – von der Grassroot NGO, die auf 
Spenden aus den USA angewiesen ist, um loka-
le Projekte zu finanzieren, bis zu Organisationen 
wie der UNHCR, die großflächig finanzielle Un-
terstützung von westlichen Industrieländern be-
kommt. 

Fluch der Ressourcen. Trotz der hohen Dichte 
an NGOs und internationalen Geldern, schrei-
tet die menschenrechtliche und wirtschaftliche 
Entwicklung des Landes nur langsam voran. Zu 
langsam, meinen viele. In der kritischen NGO-
Szene wurden längst Stimmen laut, die den Ge-
berländern wirtschaftliche, strategische oder auch 
politische Ziele nachsagen, welche durch den 
Geldfluss zementiert werden. Kambodscha ist 
rohstoffreich: Das Land besitzt vor allem Kau-
tschuk, Öl, Edelsteine und Goldvorkommen. 
Zwischen China und den USA, sagen Kritike-
rInnen, sei daher eine Art Kampf um den Ein-
fluss im kleinen tropischen Königreich entbrannt. 

Die Ressourcenfrage lässt sich hervorragend 
hinter „Community-orientierten“ Kleinprojekten 
verstecken. Hat ein Konzern – etwa durch ein 
Bildungsprojekt – erst einmal in einer Communi-
ty Fuß gefasst, fällt es leichter, über das Vertrauen 
der lokalen Bevölkerung an Informationen oder 
Grabungserlaubnisse zu kommen. 

Hat sich Kambodscha zum „Playground“ 
der internationalen Hilfe entwickelt? Werden im 
Land beliebige Hilfsprojekte von beliebigen Ak-
teurInnen durchgeführt, die sich nicht an Kri-

terien der Nachhaltigkeit und Transparenz ori-
entieren, sondern allein auf die ökonomische 
Komponente setzen? Unabhängig von der Res-
sourcenfrage und den wirtschaftlichen Interessen 
spielt auch moralischer Lobbyismus – gesteigert 
vor allem unter der Bush Junior Administration 
– eine Rolle im NGO- und Projektfeld Kambod-
schas. Während Bushs Amtszeit hat die US-De-
velopment Agency (USAID) eine verschärfte An-
tiprostitutionslinie begonnen. Auf Druck der 
US-Administration ist Prostitution in Kambod-
scha seit 2008 illegal. „Seitdem werden Sexarbei-
terInnen als Kriminelle behandelt, ohne Schutz 
in die Illegalität gedrängt und von der Polizei 
willkürlich geschlagen oder missbraucht“, sagt Pi-
sey von Social Action for Change, einem Grassroot-
Netzwerk in Phnom Penh, das über die prekären 
Lebenssituationen von FabrikarbeiterInnen, Far-
merInnen und SexarbeiterInnen aufklärt und di-
ese in schwierigen Situationen berät. Er erzählt 
weiter: „Kleine NGOs und Privatpersonen tun al-
les, um an Spendengelder zu kommen, ohne die 
sie lokale Projekte nicht umsetzen können.  Bei 
dem Run auf die Gelder werden die Prinzipien 
der eigenen Organisation dann oft vergessen. 

Im Namen der Demokratie? Dass Spendengelder 
prinzipiell an ethische Vorgaben geknüpft sind, 
macht mit Blick auf Demokratie- und Recht-
staatlichkeit natürlich Sinn. Dabei verschwimmt 
aber gerade bei Themen wie Homosexualität, Ab-
treibung und Prostitution die Grenze, weil „Mo-
ral“ diesbezüglich sehr einschlägig ausgelegt 
werden kann. Von den wirtschaftlichen und si-
cherheitsstrategischen Interessen mancher aus-
ländischer Konzerne und Organisationen abgese-
hen, stellen sich konservative moralische Anliegen 
aus den USA (ein großer Anteil aller nach Kam-
bodscha fließenden Spenden- und Projektgelder 

kommt aus den USA) einer unabhängigen, neu-
tralen NGO- und Grassroot-Landschaft entge-
gen. Vor allem kleine, nicht-urbane Projekte su-
chen oft verzweifelt nach Geldern, die im Land 
selbst nicht zu  bekommen sind. Der Schritt, mo-
ralische und politische Überzeugungen hintanzu-
stellen, scheint dabei schnell naheliegend. 

Ein weiteres Problem im „Aid-Business“ ist 
das Abhängigkeitsgefühl. „Communities gewöh-
nen sich an die konstant bleibenden Spenden-
gelder, ohne Eigeninitiativen zu entwickeln. Ab-
hängigkeit wird somit zu einer Endlosschleife“, 
sagt Nita, eine 23-jährige Soziologie-Studentin 
aus der Provinz Battambang. Ihre Familie kann 
ihr das Studium in der Hauptstadt ermöglichen, 
eine Ausnahme in Kambodscha. 

Trotz berechtigter Kritik dürfen jedoch die 
positiven Auswirkungen vieler Projekte und der 
Arbeit der UN-Organisationen nicht unterschätzt 
werden. Ohne dieses grundlegende Engagement 
in den Bereichen Gesundheit, Flüchtlingsarbeit 
und Bildung wäre die Zahl der Kambodschane-
rInnen, die unter der Armutsgrenze leben, deut-
lich höher. Gegen Menschenrechtsverletzungen, 
wie Diskriminierungen von Frauen, Flüchtlin-
gen und ethnischen Minderheiten, könnte we-
niger unternommen werden. Es bleibt zu hoffen, 
dass das kleine südostasiatische Land nicht wie zu 
Zeiten des Kalten Krieges zwischen die Fronten 
zweier Weltanschauungen oder divergierender 
Wirtschaftsinteressen gerät. Das Recht auf Ent-
wicklung gilt als dritte Dimension der Menschen-
rechte. Mehr als 20 Jahre nach dem Bürgerkrieg 
sollte für Kambodscha langsam aber sicher die 
Zeit kommen, diesen Weg ohne ausländische In-
terventionen zu gehen. � N

Die Autorin studierte Journalismus und Politikwissenschaft in 
Wien.

Das Geschäft mit der Hilfe
Nur wenige Staaten haben so viele NGOs im Land wie Kambodscha, das weitgehend von 
ausländischen Geldern abhängig ist. Doch oft erfolgt die Hilfe vor allem aus Eigennutz. 
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Frauen? Mit dem weiblichen Geschlecht haben 
sie wenig zu tun. Sogar der Tee in den Kasernen 
wird mit testosteronsenkenden Mitteln versetzt. 
Nein, das Militär kennt keine Frauen. Eine Irr-
fahrt durch die wirren Strukturen eines Landes, 
das zwischen Schock über die Ereignisse der In-
stantrevolution und Angst über die Zukunft des 
Landes in einer paranoiden Normalität erstarrt, 
beginnt für uns drei: Lisa, Sarah und mich.

Zurück in Kairo stehen wir mit Lisas Freund 
Sherif, einem Ex-Mitarbeiter des staatlichen 
Fernsehens, um zehn Uhr abends vor einem 
massiven Schreibtisch hinter den mächtigen 
Mauern des Polizeipalastes, dem Hauptquartier 
der ägyptischen Touristenpolizei, deren Mit-
arbeiter meist kein Englisch sprechen. Hinter 
dem Schreibtisch wölbt sich der Bauch des groß-
en Tareks weit über das Stuhlende hinaus. Ne-
ben dem Schreibtisch sitzt der kleine Tarek, so 
wird er vom großen Tarek genannt, auf einem 
Hocker. Der Raum füllt sich nach und nach mit 
Männern, ausschließlich Männern, in einem 
Vergewaltigungsfall. 

Da gibt es einen, der Tee kocht, einen ande-
ren, der Süßes bringt, einen, dritten der den Bo-
den um unsere Füße schrubbt. Der große Tarek 
ist ständig an mindestens einem, zuweilen zwei 
Telefonen.  An einem Hörer die Polizeikomman-
dos vor der israelischen Botschaft, die den De-
monstranten gerade eine ordentliche Tracht Prü-
gel verpassen. Am anderen seine Bataillone in der 
südlichen Stadt Qena, denen er befiehlt endlich 
für Ruhe zu sorgen und die Aufständischen nie-
derzuschlagen. Dazwischen gibt er lauthals Kom-
mandos, die immer anderen Leuten im Raum gel-

Kein Land für Frauen
Ein Vergewaltigungsfall zeigt, das postrevolutionäre Ägypten ist ein Land, 
das bei Null beginnen muss und dessen erfolgreicher Aufstand sich aufzu-
fressen droht. Eine Reportage.

Nike Salam

uf dem Weg von Kairo zu den Gaza-Pro-
testen am ägyptischen Grenzort Rafah wird 

Lisa an einem Militärcheckpoint gestoppt. „Aus-
steigen, Gepäck ausladen, Pass herzeigen“,  sagt 
der Soldat. Als einzige Ausländerin muss sie das 
Sammeltaxi verlassen. Ihre ägyptischen Mitfah-
rerInnen werden weitergeschickt, verschwinden 
in der Dunkelheit. Die Fahrt endet für Lisa hier, 
an einem der unzähligen Checkpoints der Sinai-
halbinsel nahe der Stadt Al-Arish. Sie endet mit 
einer Vergewaltigung durch einen ägyptischen 
Soldaten. Dann beginnt eine Odyssee durch die 
ägyptischen Institutionen. 

30 Soldaten am Checkpoint wollen Lisas 
Schreie nicht gehört haben. Auch sie sind nur 
Produkte einer Männergesellschaft, die auslän-
dische Frauen auf den Straßen gerne als billiges 
Fleisch, als Dollarscheine und Visas auf zwei Bei-
nen wahrnimmt. 

Vergewaltigung ist kein singuläres Ereignis in 
Ägypten. Die Tat und die Art ihrer Aufarbeitung 
durch die Behörden zeigt das Unvermögen mit Ver-
gewaltigungsfällen umzugehen offen auf. Und es 
hinterlässt einen schalen Beigeschmack. Wäre Lisa 
nicht die Tochter eines sehr einflussreichen bri-
tischen Ex-Diplomaten mit Naheverhältnis zu El-
Baradei gewesen – wer weiß, ob die britische Bot-
schaft dann reagiert hätte, ob sich die ägyptischen 
Behörden überhaupt dem Fall gewidmet hätten. 

„Sie haben gerochen, welchen potentiellen 
Skandal diese Geschichte in sich birgt. Deswe-
gen haben sie gehandelt. Aber eben so wie sie 
es gewohnt sind: Untransparent und für andere 
nicht nachvollziehbar,“ ist sich Heba von Human 
Rights Watch, Expertin für Militärfolter in Ägyp-
ten sicher.

Sexuelle Belästigung. Einer Studie des ägyp-
tischen Zentrums für Frauenrechte zufolge geben 
98 Prozent der Ausländerinnen in Ägypeten und 
83 Prozent der Ägypterinnen an, regelmäßig se-
xuell belästigt zu werden. Und Vergewaltigung? 
„Nein, darüber reden wir nicht“, versichern die 
meisten Ägypterinnen. Um sozialer Ächtung zu 
entgehen, wird meist geschwiegen. Natürlich 
standen Vergewaltigungen bei den Beamten der 
ägyptischen Staatssicherheit genauso wie andere 
Foltermethoden an der Tagesordnung. Aber ge-
redet haben die wenigsten Opfer und offizielle 
Vergewaltigungsstatistiken gibt es keine. 

Über 90 Prozent der ägyptischen Mädchen 
werden laut Amnesty International beschnitten. 
Religion spielt dabei keine Rolle. Christinnen 
und Musliminnen sind gleichermaßen betroffen. 
Das Thema bleibt tabu, offiziell ist der Eingriff 
verboten. Es geht darum, die sexuelle Lust der 
Frauen zu zügeln. Gerechtfertigt wird diese Pra-
xis von manchen auch als Schönheitsoperation. 
Nein, Ägypten ist kein Land für Frauen.

Wehmütig denkt Amani al Tunsi, die jun-
ge Radiomacherin und Buchautorin an jene Aus-
nahmetage am Tahrir Platz – zu deutsch Frei-
heitsplatz – zurück. „Das war das Ägypten, das 
ich mir immer gewünscht habe. Da gab es kei-
ne Männer und Frauen, keine Christen und kei-
ne Muslime. Es gab nur ÄgypterInnen.“  Damals 
gab es Hoffnung, doch die ist längst verflogen. 
„Es ist so als würden wir wieder von Null anfan-
gen“, gibt sich Amani enttäuscht. 

Im Verhör. Den Anforderungen des riesigen 
Transformationsprozesses scheint niemand ge-
recht zu werden. Das Militär spielt die Rol-
le des Schiedsrichters im Transformationspro-
zess. Transparenz ist für den hierarchisch in sich 
gekehrten Militärapparat ein Fremdwort. Und 
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Fortsetzung auf der nächsten Seite � n
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Das Militär in Ägypten ist 

mächtiger als je zuvor.

Foto: Salam
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sprechen, wiederzukommen, öffnen sich die ei-
sernen Tore. 

Der Täter ist gefasst. In der darauf folgenden 
Nacht schreibt Lisa ihren Report. Militärdetektiv 
Hani wacht über die Übersetzung, gibt mir genaue 
Anweisungen, was wie übersetzt werden muss. 
Was wichtig ist, was nicht. Wieder ist die Nacht 
lang. Doch immer mehr wird durch Hanis Anwei-
sungen klar, dass der Report nur mehr eine Pro-
forma-Angelegenheit ist, um die europäischen Ge-
müter zu besänftigen. Der Täter ist längst gefasst. 

Am nächsten Morgen, knapp vor Lisas Rück-
flug nach London, folgt eine Vorladung beim 
Hauptquartier für Militärinvestigationen. Der 

Deal: Kleidung mit Spermaspuren gegen eine Be-
stätigung der Abgabe, einen vollen Namen und 
Kontaktdaten unseres Gegenübers. 

Fast scheint alles glatt zu gehen. Zum ersten 
Mal weiß Lisa, wem sie gegenübersitzt – dem 
Chef für Militärinvestigationen. Schon will sie 
aufstehen und in Richtung Flughafen aufbre-
chen. Doch wieder wird sie gegen ihren Willen, 
ohne Vorbereitung und Rückfrage zur Gefan-
genen einer Situation, aus der sie nicht fliehen 
kann. Was mit ihm passiert ist, weiß niemand. 
Seinen Namen kennen wir nicht. „Längst aufge-
hängt“, so der Tenor im Bekanntenkreis. Sie muss 
ihn identifizieren: „Bleib sitzen Lisa, dein Verge-
waltiger steht vor der Tür.“ � N

Die Autorin studiert Arabistik in Wien. 

ten, beruhigt Lisa mit bedrohlicher Stimme auf 
arabisch und jagt fluchend Fliegen mit einer ver-
dreckten Klatsche. 

Im Militärgericht. Die Möglichkeit, selbst einen 
Report zu verfassen, bekommt Lisa nicht, stän-
dig wird sie angeherrscht, weitere intime De-
tails vor allen Männern preiszugeben. Um Mit-
ternacht erscheint ein Übersetzer, zumindest 
wird er als solcher vorgestellt, und verschwindet 
gleich wieder mit den Pässen. Er erscheint wie-
der zu einer Befragung von Lisa, Sarah und mir 
– den drei westlichen Frauen, die keine Ahnung 
haben, auf was sie sich da eingelassen haben. 
Bald wird eines klar: Der Übersetzer ohne Na-

men ist kein Übersetzer, sondern ein Mitarbei-
ter des ägyptischen Sicherheitsapparats. Offiziell 
gibt es diesen gar nicht mehr. Vor der Revoluti-
on war es die gefürchtete Staatssicherheit, heute 
hat sich die Institution umgetauft. Jetzt heißt sie 
Nationalsicherheit.  Nach der Revolution ist in 
Ägypten vor der Revolution. Vorher wussten die 
ÄgypterInnen zumindest, vor wem sie sich fürch-
ten mussten.

Wieder öffnet sich die Tür, ein Abgesand-
ter des Militärs erscheint. Somit ist die alte hei-
lige Dreifaltigkeit komplett. Polizei, Ex-Staatssi-
cherheit und Militär haben sich in einem Zimmer 
eingefunden, um – wie der große Tarek zusam-
menfasst – „eine wichtige Angelegenheit gleich 
mit den richtigen, wichtigen Ansprechpartnern 
zu klären.“

Hani – so hat sich der Militärdetektiv bei uns 
vorgestellt – bittet uns nach unten. Wir sollen 
mitkommen, nachdem der Täter ein Soldat des 
Militärs sei, müsse sich das Militär jetzt darum 
kümmern. Es ist zwei Uhr in der Früh, nach ei-
ner Fahrt quer durch die charmante Drecksstadt 
Kairo schließen sich die schweren Eisentore mit 
der Aufschrift Mahkama Al-Askaria, „Militärge-
richt“, hinter uns. 

Mehr als 10.000 ZivilistInnen sollen in den 
vergangenen Monaten durch Militärgerichte an-
geklagt worden sein. Das schlägt selbst alle Re-
korde Mubaraks. Wer das Militär kritisiert, be-
kommt Probleme. Unterdessen können Mubarak, 
seine Söhne und die Angeklagten der alten Wirt-

schaftsoligarchie und Politikergarde mit zivilen 
Verfahren rechnen und haben Anwälte, die ihnen 
zur Seite stehen. Einstweilen kann sich die Prä-
sidentschaftsclique per W-Lan bequem allerlei 
Schlemmergerichte der ägyptischen Seite www.
Otlob.com hinter die Mauern des Tora-Gefäng-
nisses im Süden Kairos ordern lassen. Für den Pö-
bel bleibt die Guillotine.

Zwei Stunden lang bleiben die Tore des 
Militärgerichts hinter uns geschlossen. Mi-
litärrichter in Pyjamas, müde Soldaten mit 
Kalashnikovs, Militärdetektive mit Handys 
bombardieren uns mit Fragen, telefonieren fie-
berhaft mit den unzähligen Checkpoints am 
Sinai und lassen uns nicht mehr gehen. Erst 
als der britische Vizebotschafter kurz vor dem 
Morgengrauen am Telefon droht und wir ver-

Foto: Salam

Wird das neue Ägypten 

eine Verbesserung für 

die Frauen bringen?
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Elias Rubin ist nicht leicht in Ös-
terreich anzutreffen. Der Kärnt-
ner lebt und arbeitet die Hälfte des 
Jahres für den Verein S²Arch (So-
cial and Sustainable Architecture) in 
Südafrika. Der 29-Jährige ist dabei, 
sein Architekturstudium abzuschlie-
ßen, unterrichtet aber bereits freibe-
ruflich an Architekturfakultäten in 
Wien, Laibach und Aachen. Dort 
leitet er Seminare, bei denen die 
Studierenden den Bau eines Schul-
gebäudes, von der Planung über die 
Finanzierung bis zur Realisierung in 
einer Township von Johannesburg 
umsetzen. 

PROGRESS: Was bedeutet richtige 
Entwicklungszusammenarbeit?
Elias Rubin: Am Anfang haben wir 
kleine Projekte in irgendeiner Town-
ship gebaut und sind dann draufge-
kommen, dass es dort ein filigranes 
Netz von Fairness gibt. Wenn man 
jetzt einer Gruppe etwa einen neu-
en Kindergarten schenkt, kann man 
damit vielleicht mehr Probleme 
schaffen, als man damit gut macht. 
Das ist bei Entwicklungszusam-
menarbeit generell ein großes Pro-
blem. Wenn man Geld in einer ho-
mogenen Gesellschaft verteilt, kann 
man die Auswirkungen nicht im-
mer vorhersehen. Die Konsequenz 
für uns war, dass wir jetzt einen gro
ßen Schulkomplex bauen, der hin-
ter einem Zaun ist. Die Gebäude 
kann jeder nutzen, sie gehören aber 
nicht den Bewohnern der Township, 
sondern haben eine übergeordnete 
Struktur, die wir verwalten – den 
Verein Ithuba Community Center.

Arbeiten dann auch Leute von vor 
Ort mit?
Ja genau. Derzeit ist es leider noch 
Saisonarbeit. Wir bauen zirka drei 
Mal im Jahr für zwei Monate, also 
sind sie ein halbes Jahr angestellt. 

Eine Kollegin hat mit mir deshalb 
eine kleine Sub-NGO gegründet: 
builtCOLLECTIVE. Wir setzen 
uns jetzt eigentlich nur mehr damit 
auseinander, keine Studierenden zu 
nehmen, sondern mit diesen Arbei-
tern gemeinsam so etwas wie eine 
Baufirma zu gründen, damit sie ein-
mal ohne uns bauen und sich weiter-
entwickeln können.

Die Zusammenarbeit mit den europä-
ischen Unis soll also beendet werden?
Die werden wahrscheinlich den 
Standort wechseln. Weil viele Unis 
partizipieren wollen, beginnen wir 
an der Wildcoast bei Durban eine 
zweite Schule zu bauen. Aber das 
schwierige ist ohnehin nicht ein 
Schulgebäude zu bauen. Das Wich-
tige ist, eine Lehrvision zu haben, 
dass man gute Lehrer hat. Ich ver-
gleiche das immer gern mit einer Bi-
bliothek. Du kannst tausend Biblio-
theken bauen, aber die Arbeit einer 
Bibliothek ist nicht das Gebäude, 
sondern sicherzustellen, dass gute 
Bücher zu finden sind.

Was genau meinst du mit Lehrvision?
Man muss alle Lehrer einen. Sie 
müssen zusammenhalten und da-
ran glauben, einen guten Unterricht 
zu machen. Bisher machen sie das so 
wie Beamte bei uns. Die kommen in 
der Früh eine viertel Stunde zu spät 
und zehn Minuten vor dem Pau-
senklingeln sind die Lehrer als erste 
weg. Diese gemeinsame Lehrvision 
zu entwickeln, das dauert in Süd-
afrika sehr lang.

Warum ist das gerade in Südafrika so 
schwer?
Südafrika hat einfach das Problem, 
dass es 70 Jahre eine Diktatur war, 
in der die schwarze Bevölkerung an-
gehalten war, nicht zu denken. Die 
ist jetzt zwar vorbei, doch es braucht 

mehrere Generationen, bis die Leu-
te wieder Eigenverantwortung ent-
wickeln. Und die gängige Menta-
lität in Südafrika ist die: Wir sind 
jetzt 70 Jahre unterdrückt worden. 
Das soll der Staat uns jetzt wieder 
zurückgeben. Wir warten auf Wie-
dergutmachung und tun in der Zwi-
schenzeit einmal nichts.

Ich habe mich auch bei built-
COLLECTIVE geirrt, als ich ge-
dacht habe, es dauert zwei bis drei 
Jahre, mit ihnen eine Firma aufzu-
bauen. Man kann zwar sehr schnell 
eine Gebäudestruktur entwickeln, 
aber das Bewusstsein zu ändern, ist 
ein ganz langwieriger Prozess.

Wie lange hat es gedauert, bis du den 
ersten Frustrationspunkt erreicht hast?
Grundsätzlich ist es nach wie vor so, 
dass ich in dem Zustand bin, dass 
ich nach sechs Jahren Südafrika erst 
verstanden habe, dass ich die Leu-
te nicht verstehe. Am Anfang neigt 
man dazu, sein eigenes Verständnis 
in andere Leute hineinzuinterpre-
tieren und dann gibt es immer wie-
der Missverständnisse. Mit der Zeit 
muss man akzeptieren: „Die denken 
ganz anders und haben bei vielem 
Recht und umgekehrt.“

Gibt es auch Vorbehalte gegen Euro-
päerInnen?
Nein, sie sind froh, dass die Wei-
ßen jetzt in die Township kommen 
und helfen. Nachtragend sind sie gar 
nicht.

Also kommt es zu keinen Anfein-
dungen?
Es gibt Differenzierungen, ob man 
weißer Südafrikaner ist oder Euro-
päer. Und sie reden zuerst mit dir, 
bevor sie sich eine Meinung bil-
den. Sie merken, dass du als Euro-
päer ganz anders tickst als die Leu-
te vor Ort. Wir waren beispielsweise 

in einer Dorfkirche in Südafrika. 
20 Weiße sind dort empfangen wor-
den – total freundlich. Dann habe 
ich mir vorgestellt, wie das sein wür-
de, wenn 20 Schwarze in die Dorf-
kirche in meinem Kärntner Heimat-
ort kommen würden …

2008 gab es rassistische Konflikte in 
Townships – nicht gegen Weiße, son-
dern gegen ZuwandererInnen.
Vor allem gegen Flüchtlinge aus 
Zimbabwe. Die Xenophobie ist im-
mer wieder Thema. Das Problem 
ist, dass oftmals soziale Spannungen 
zwischen den Armen und den ganz 
Armen entstehen. Auch die Krimi-
nalitätsstatistik, die man kennt – 
Johannesburg als die gefährlichste 
Stadt der Welt – bedeutet nicht, dass 
man als Weißer in Gefahr ist, son-
dern dass die Ärmsten die noch Är-
meren unterdrücken. 

Allgemein muss man sagen, dass 
die Basic Needs wie Essen und Un-
terkunft in Südafrika gegeben sind. 
Aber es gibt ein großes Bildungsde-
fizit.

Geht es für dich noch oft nach Afrika?
Derzeit habe ich ein seltsames Le-
ben. 50 Prozent hier, 50 Prozent da. 
Ich reise gerne, aber ewig kann man 
das nicht machen. Sonst wird man 
irgendwann wurzellos und das ist 
kein schönes Gefühl.

Und wenn du dich sesshaft machst – 
wird es Kärnten oder Afrika?
Da bin ich durch den Job flexibel 
geworden. Wo das sein wird – keine 
Ahnung. Am liebsten dort, wo man 
die Palmen im Winter nicht hinein-
stellen muss.

Das Gespräch führte Maximilian Bauer.

Mehr Informationen:
http://ithuba.archingakademie.at
http://buildcollective.net

Gut gemeint ist in der Entwicklungshilfe oft das Gegenteil von gut gemacht. PROGRESS führte ein 
Gespräch mit dem Architekten und Entwicklungshelfer Elias Rubin. 

„Sie merken, als Europäer tickst du anders“
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Rubin: „Es geht um die Vision 

hinter den Gebäuden.“
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Christof Brandtner und Katharina Spielmann

uala Lumpur, das heißt so viel wie schlam-
mige Flussmündung. Zur malaiischen 

Hauptstadt sagt man deswegen lieber KL. Irgend-
wie ist die Stadt aber trotzdem ziemlich hässlich: 
Der Business-Boom, der dem raschen ökono-
mischen Aufschwung in den 1990ern folgte, ma-
nifestierte sich insbesondere in grässlichen Büro-
türmen, die ohne nennenswerten Abstand oder 
Gehsteig inflationär nebeneinander gebaut wur-
den. Bleiche TouristInnen erkundigen sich da-
nach, wo sie Banana Leaf (Reis auf Bananenblatt) 
bekommen können. Und irgendwie hält sich der 
Charme der Konvergenz von Islam und Kapita-
lismus in Grenzen. Der Taxifahrer erzählt, dass 
er noch nie Schnee gesehen habe. Wird er ange-
sichts der absurden Einkommensverteilung (Gini-
Index: 0.46) wahrscheinlich auch nie, obwohl das 
durchschnittliche malaiische BIP/Kopf für Südo-
stasien außergewöhnlich hoch ist.

Fünfuhr-Unabhängigkeit. Man darf aber ruhig 
etwas genauer schauen. In KL trifft man auch Ja-
son. Er ist dort aufgewachsen und spricht trotz-
dem nicht Malaiisch. „My mother tongue is Man-
darin, but I even think and dream in English“, 
sagt er. Er steht auf schwedische Musik, sieht sich 
US-amerikanische TV-Serien an und seine Freun-
dInnen sind auch nur teilweise „echte“ Malai-
Innen. Da tummeln sich also MalaiInnen, Chi-
nesInnen und InderInnen im wohl buntesten 
Melting Pot der Welt. Wer sich als TouristIn traut, 
abseits der begangenen Wege zu schlemmen, wird 
belohnt: indisches Naan zum Frühstück, Lak-
sa-Fischsuppe aus Penang zu Mittag und abends 
ein dezent scharfes Thai-Curry (Lektion: don’t eat 
the chili first). Wahrlich Unbekanntes ist auch auf 
den belebten Märkten zu erwerben, und die kolo-
niale Vergangenheit ist ebenso allgegenwärtig wie 
spannend: Am Merdeka Platz weht seit 1957 die 
Fahne der unabhängigen Monarchie Malaysia am 
höchsten Fahnenmasten der Welt. Gegenüber, auf 
der anderen Seite des Cricket-Platzes, dürfen im 
britischen Selangor-Club noch immer ausschließ-
lich Mitglieder den Fünfuhr-Tee schlürfen.

Die noblen BritInnen mochten KL ob der 
Hitze auch früher schon nicht, weswegen sie sich 
in kühlere Gefilde flüchteten, etwa in die grü-
nen Teeplantagen in den Cameron Highlands. 
TouristInnen stehen heutzutage auch noch der 
älteste Regenwald der Welt, der Taman Negara, 
oder die Sandstrände vor den Küsten Westmalay-
siens als Alternativen zum Großstadtgeflüster of-
fen. Dort vergeht einem trotz Natur manchmal 
die Begeisterung.

Antikapitalistischer Weltschmerz. Die Besichti-
gung von Dörfern der nativen Orang Asli („Don’t 
worry, just take pictures – they are used to it.“) er-
innert an Menschensafari und irritiert. Die leicht 
begehbaren Pfade des Taman Negara eignen sich 
mehr für soziale Fallstudien von wohlhabenden 
WestlerInnen als zur Beobachtung der tausen-
de Jahre alten Bäume, die sich angesichts eines 
Durchmessers von mehreren Metern nur mehr im 
Team umarmen lassen. Die ehemals idyllischen 
Perhentian Islands sind abends ein einziges Sauf-
gelage für BackpackerInnen, deren Müll die bis 
zu zwei Meter langen Bindenwarane anzieht. Be-
vor man vor den Malariamücken in den nächs
ten undichten Bungalow flüchten muss, erzählt 
einem der Tauchlehrer noch, dass ihm seine eige-
ne Insel immer fremder wird, während die Natur 
um ihn herum sukzessive zerstört wird. Das Rei-
setagebuch wird eigentlich nur deshalb doppelt so 
dick, weil es permanent Opfer des Monsuns wird.

Statt sich in antikapitalistischem Weltschmerz 
zu üben, wenn einem dann auf einer Insel auch 
noch das Geld ausgeht, reicht allerdings meistens 
ein kurzer Spaziergang durch den nächsten Mi-
ni-Dschungel abseits der Partystrände, um sich 
von der wahrhaftigen Schönheit Malaysiens über-
zeugen zu können: Einsame Sandstrände gibt es 
nach wie vor viele. Das Muster auf den Panzern 
der unter der Wasseroberfläche schwimmenden 
Schildkröten lässt die Ornamente in den präch-
tigen Moscheen der Städte arm aussehen. Und 
wer im Taman Negara die Klappe hält, hört das 
Rascheln der Termitenhorden, die umgefallene 
Bäume zerlegen, und das tummeln der exotischen 
Tiere, die dem Auge meist verborgen bleiben.  

 
Bob Marley trifft Muezzin. Man lernt: Wie man 
reist, so erlebt man. Bei einem (Field)Roadtrip 
im türlosen Schulbus sieht man vorne im Busse 
nur die Kopftücher der Mädchen und hinten nur 
die Haarbüschel der Burschen. In einem der zahl-
reichen touristischen Polstersessel-VIP-Bus nicht. 
Im Starbucks schlürft man Frappuccino. In der 
indischen Absteige nebenan kostet das köstliche 
Nationalgetränk, Teh Tarik, nicht nur ein Fünf-
zehntel, sondern der Geschmack von einem dazu 
servierten Roti Chanai, eine mit Curry servierte 
Flade, bleibt einem für immer im Gedächtnis. 
Manchmal macht es abseits der klassischen Tou-
ri-Pfade auch weniger Spaß. Wenn man in einem 
abgelegenen, streng muslimischen Dorf, in dem 
weder TouristInnen im Allgemeinen noch kopf-
tuchlose Touristinnen im Speziellen erwünscht 
sind, alleiniger Gast bei Awi ist, zum Beispiel. 
Der Hippie Awi, Besitzer einer heruntergekom-
menen Schiffswerft in Terengganu, hat in den 
1970ern ein Holzgestell auf einen stehenden Fluss 

gebaut, jetzt hat er ein Hostel daraus gemacht. In 
einer Gegend, in der die muslimische Partei mit 
absoluter Mehrheit kurz die Scharia eingeführt 
hatte. Bob Marley trifft Muezzin. Aber selbst das 
erweitert den Horizont.

Zusammenleben. Wenn man sich dann an der 
Grenze zum westlich geprägten Singapur, dem 
von Malaysien umgebenen Stadtstaat, für ein 
paar Ringgit Bestechunsgeld in einen über-
vollen Bus quetscht, ahnt man erst das Aus-
maß der Widersprüchlichkeit auf der Halbinsel. 
Mit solchen Bussen überqueren täglich tausen-
de ArbeiterInnen die Grenze zu Singapur, weil 
das Lohnniveau dort doppelt so hoch ist, wie 
ein paar Kilometer weiter in Johor Bahru. Und 
weil in Singapur auch kein Kaugummi auf der 
Straße klebt und in der U-Bahn das Essen stin-
kender maleiischer Früchte (Durians) verboten 
ist. Dass Singapur mehr Mosaik als Schmelzte-
gel ist, fällt einem auf, wenn die Hostelbesitze-
rInnen noch vor einem Abstecher nach Little 
India warnen, weil „there are Indians. Real Indi-
ans“. Genau das ist der Zeitpunkt, an dem man 
tief beeindruckt an das tolerante Zusammenle-
ben im vielfältigen Malaysien zurückdenkt. Und 
an dem man sich gleichzeitig für die weit ver-
breitete Engstirnigkeit zuhause in Europa end-
gültig in den Boden schämt.� N

Katharina Spielmann studiert Psychologie in Wien. Christof 
Brandtner studiert Wirtschafts- und Sozialwissenschaften in 
Wien.

Malaysien ist der Schmelztegel Südostasiens. Die facettenreiche Widersprüchlichkeit 
regt zum Nachdenken an.

Malaiische Multikulturalität
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Gemeinwohl entwickeln. Die nächste Ent-
wicklungstagung findet von Fr., 14. bis So., 16. 
Oktober 2011 in Krems statt. Die Tagung wird 
sich dem Themenfeld „Staat und Entwick-
lung“ widmen. Seit 2001 hat das Paulo Freire 
Zentrum bereits vier Mal die Österreichische 
Entwicklungstagung realisiert. In der Zwi-
schenzeit wurde sie zu einem Fixpunkt im ös-
terreichweiten Dialog über Entwicklungsfra-
gen: Es geht darum, dem Nachdenken über 
Grundfragen von Entwicklung und Politik ei-
nen angemessenen Raum zu bieten.

www.entwicklungstagung.at

Beats, Beats, Beats. Mit seinem beeindru-
ckenden Aufstieg, der in den vergangenen Jah-
ren nicht nur Europa, sondern vor allem auch 
Asien und derzeit die USA begeistert, hat sich 
Parov Stelar seinen Platz an der Spitze der in-
ternationalen Elektronik-Produzenten er-
kämpft. Nach langer Abstinenz kommt der 
Oberösterreicher jetzt auch wieder nach Wien 
und dann gleich in die neue Trend-Location 
Rinderhalle Neu Marx. Das Line-Up kann sich 
sehen lassen: Unter anderem mit Gramophond-
zie, Alexander Ryba, und vielen mehr.

Infos unter: wien-ticket.at

Kost-Nix. Kost-Nix-Läden gibt es mittlerwei-
le in Wien, Innsbruck und Graz. Die teilweise 
unterschiedlichen Philosophien der einzelnen 
Läden haben gemein, dass sie sich gegen Kon-
sumzwang und -wahn aussprechen und aktiv 
dagegen arbeiten. Wer an dieser alternativen 
Form des Konsums teilhaben möchte, schaut 
am besten in einem der Läden vorbei. So kann 
etwa das mitgebrachte Geschirr einfach nur 
dortgelassen werden oder aber ein Paar Schuhe 
ohne Gegenwert mitgenommen werden. Für 
nähere Infos einfach auf die Webseite klicken:

www.umsonstladen.at

Kurzmeldungen

V or gut 40 Jahren, es war ein Julitag Ende der 1960er, blickten die 
ersten Menschen vom Mond auf die Erde. Was mögen die US-As-

tronauten bei diesem Anblick wohl gedacht haben? Ein Raumfahrer der 
Gegenwart, der kürzlich zurück auf die Erde gekommen ist, drückte die 
Gefühle, die er beim kosmischen Blick auf unseren Planeten erlebt hatte, 
mit einem Wort aus: Demut.   

Es ist das richtige Wort, um zu beschreiben, woran es uns Erdbewoh-
nerInnen heute fehlt. Wäre es anders, wie könnten wir es zulassen, dass 
der Lebensraum auf unserer blauen Kugel langsam aber sicher zugrunde 
geht?  Während sich die Bagger gierig in unser einzigartiges Ökosystem 
fressen, blasen Fabrikschlote weltweit Rekord-CO2-Emissionen in unsere 
Atemluft. Laut einer Bilanz der Internationalen Energieagentur (IEA) stieg 
der Kohlendioxid-Ausstoß im Jahr 2010 um 1,6 Gigatonnen. Es handelt 
sich um den bisher höchsten Anstieg seit Beginn der Messungen. Trotz 
dieser Horrorzahlen ist das Thema nicht mehr ganz oben auf unserer me-
dialen Aufmerksamkeitsliste. Kein Wunder, könnte man sagen, angesichts 
der Kernschmelze von Fukushima und der arabischen Revolution vor der 
Haustür Europas. Aber, und das ist der entscheidende Punkt, auch wenn 
wir diese uns alle bedrohende Gefahr aus dem Bewusstsein verdrängt ha-

ben, so bedroht unser egoistisches Verhalten trotzdem alle kommenden 
Generationen.

Das Problem mit dem Umweltschutz ist so komplex, weil die Lösung 
schwierig ist: Es fehlen der Wille zu einem radikalen Paradigmenwechsel 
und ein globaler Rechtsrahmen. Einerseits wäre Aktivität das Gebot der 
Stunde, andererseits muss sich die Aktivität paradoxerweise gerade durch 
Zurückhaltung und Verzicht ausdrücken. Ein großer Teil der Menschheit, 
vor allem in den Industriestaaten, ist nicht mehr daran gewöhnt, zu eifrig 
folgen wir den Regeln unserer Konsumreligion. Mangos schmecken exo-
tischer als Äpfel, Teakholz morscht weniger als Buche, das Auto ist selbst 
in der Großstadt die heilige Kuh.

Einer der beiden US-Astronauten hat bei der Landung auf dem Mond 
gesagt, sein erster Schritt aus dem Raumschiff sei ein kleiner für ihn, aber 
ein großer für die Menschheit. Beim Umweltschutz verhält es sich zurzeit 
ganz ähnlich: Aus vielen kleinen Schritten muss ein großer Sprung für 
die Menschheit werden.� N

Der Autor studierte Jus in Graz.

Mangos schmecken exotischer als Äpfel 
Ein Kommentar von Stephan Zuser.
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Vorstellungen zusammen. Wenn es 
darum geht, eine neue Wirklich-
keit zu entwerfen, dann kommt man 
schnell – und vielleicht zwangsläu-
fig – auf die Bilder, die aus der do-
minanten Konstruktion von Wirk-
lichkeit ausgeblendet sind.
Ickstadt: Der Schriftsteller Henry 
James sprach in diesem Zusammen-
hang von der Freiheit der Künstler. 
Damit meinte er, der Künstler müs-
se der Tabuisierung das Tabuisierte 
entreißen, um in seinem Werk eine 
neue Wirklichkeit zu erschaffen. Li-
teratur kann das, sie verändert das 
Denken der Menschen. Die Gren-
ze zwischen dem, was wir gelesen 
haben, und dem, was wir erlebt ha-
ben, die verschwimmt in unserer Er-
innerung. So entsteht ein Rückkop-
pelungsprozess von der Wirklichkeit 
des Künstlers zur Wirklichkeit des 
Lesers.
Gelz: Die Imagination ist ja das 
Mittel schlechthin, mit dem die 
Wirklichkeit verändert oder refor-
miert werden kann. Das beste Bei-
spiel dafür ist die Liebe. Unser Ver-
ständnis von Liebe wird bis heute 
von literarischen Bildern der Ro-
mantik geprägt.

Welche Grenzen sind dem Realismus 
gesetzt?
Ickstadt: Der Realismus trägt im-
mer Welthaltigkeit in sich, das be-
grenzt ihn im Vergleich zur Lyrik. 
Realisten können nicht so stark ex-
perimentieren.
Gelz: Aber weil sich unsere Gesell-
schaft – im Großen betrachtet – im-
mer verändert, wird der Realismus 
auch immer wieder eine Renaissance 
erleben.

Das Gespräch führte Wolfgang Zwander.
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PROGRESS: Sie beschäftigen sich mit 
Realismus in der Erzählliteratur. Wie 
viel Kraft hat der Realismus über die 
Literatur hinaus?
Gelz: Dass realistische Literatur eine 
solche Kraft besitzt, kann man an 
den zum Teil heftigen Reaktionen 
in der Gesellschaft erkennen, die re-
alistische Texte immer wieder her-
vorgerufen haben. Gegen zahlreiche 
Autoren hat man im 19. Jahrhundert 
Prozesse wegen Untergrabung der 
moralischen Grundlagen der Gesell-
schaft angestrengt. Das zeigt, dass 
Texte auch eine politische Wirkung 
haben.
Ickstadt: Natürlich sind nicht alle 
realistischen Texte skandalös, aber 
der Realismus kann radikal wer-
den, wenn er eine bestehende gesell-
schaftliche Konvention hinterfragt 
oder durchbricht.
Gelz: Wenn ein bestimmtes Wirk-
lichkeitsbild zur Ideologie gewor-
den ist, dann kann es der Realismus 
entweder bestätigen oder hinterfra-
gen. Wirklichkeitsbilder sind immer 
Konstruktionen, die andere Reali-
täten ausblenden.
Ickstadt: Der Realismus hat einen 
emanzipatorischen Anspruch, wenn 
er eine Wahrheit für sich reklamiert, 
die in der Gesellschaft geleugnet 
wird.

Würden Sie von einem politisch rech-
ten Realismus sprechen, der Bestehen-
des bestätigt, und von einem linken, 
der neue Wahrheiten sucht?
Gelz: Diese Sichtweise würde unter-
stellen, dass ein Autor beim Verfassen 
eines Werkes eine bestimmte Intenti-
on hat. So einfach ist es aber nicht. 
Nehmen wir das Beispiel Honoré de 
Balzac. Er bezeichnete sich immer 
wieder als Monarchisten und kon-
servativen Katholiken. Seine Texte 

werden aber als Streitschrift für eine 
bürgerliche Gesellschaft gelesen.

Was, würden Sie sagen, macht den 
Kern des Realismus aus?
Ickstadt: Realismus hat fast immer 
mit dem Alltag zu tun. Das hängt 
damit zusammen, dass wir die Wirk-
lichkeit über den Alltag erfahren. 
Etwa in der Familie oder im Beruf. 
Abgesehen davon ist aber das Inte-
ressante am Realismus, dass seine 
Spannweite so groß ist. Wenn ich Re-
alist bin, versuche ich einerseits, die 
Wirklichkeit nicht zu idealisieren. 
Andererseits gibt es den Realismus als 
Form einer politisch gewollten Ideali-
sierung. Die bedient sich bis zu einem 
gewissen Grad der realistischen Dar-
stellungsweise, die die Form des Re-
alen schon längst verlassen hat. Ich 
denke da zum Beispiel an den sozia-
listischen Realismus, der das Leben 
im Realsozialismus verherrlicht hat.

Der Begriff der Wirklichkeit wurde 
im Zuge der Postmoderne als ideolo-
gische Konstruktion dargestellt. Wie 
geht der Realismus damit um?
Gelz: Gerade das macht doch die 
Virulenz des Realismus aus, dass sie 
als mediale oder virtuelle Wirklich-
keit paradoxerweise aus dem Blick 
gerät. Umso wichtiger ist es, sich auf 
die Suche nach ihr zu machen. Erin-
nern Sie sich an den Golfkrieg von 
1990? Damals hatte man den Ein-
druck, der Krieg sei ein reines Com-
puterspiel, bis Monate später Bilder 
der ausgebombten Straßen zirku-
lierten und Berichte Überlebender 
auftauchten.

Der französische Philosoph Roland 
Barthes bezeichnete den Neorealismus 
als „moralischen Begriff“, der „genau 
das als Wirklichkeit darstellt, was die 

bürgerliche Gesellschaft sich bemüht 
zu verbergen“. Wie würden Sie das 
verstehen?
Gelz: Die bürgerliche Gesellschaft 
versucht, ihre Konstruktion von 
Wirklichkeit als einen naturhaft ge-
gebenen Zustand darzustellen, nicht 
mehr als Geschichte. Der Neorea-
lismus will diese „Naturalisierung“ 
durchbrechen und darauf hinweisen, 
dass die Dominanz der bürgerlichen 
Gesellschaft mit bestimmten Kons
tellationen von Macht zu tun hat.

Würden Sie sagen, dass der Realismus 
eine bestimmte Aufgabe hat?
Ickstadt: Wenn man von so etwas 
wie einer Aufgabe sprechen kann, 
dann ist es die, Widersprüche und 
neue Möglichkeiten aufzudecken, 
die uns nicht bewusst sind. In fast 
allen Formen der realistischen Dar-
stellung kommt etwas zutage, das 
geleugnet wird, das hässlich ist, das 
unterdrückt wird, und so weiter. Die 
Aufgabe des Realismus ist es, das zu 
thematisieren.
Gelz: Ich wäre vorsichtig mit dem 
Wort „Aufgabe“. Was die realis-
tischen Künstler antreibt, ist eine 
Unzufriedenheit mit der Wirklich-
keit, die dazu führt, neue Wirklich-
keiten zu erfinden. Das kann dann 
eine gewisse Dynamik erzeugen, die 
auf eine Veränderung der bestehen-
den Wirklichkeit hinausläuft.

Warum stellt sich der Realismus so oft 
auf die Seite der sozial Schwachen?
Ickstadt: Das macht er ja nur zum 
Teil. Aber Sie haben schon recht, ur-
sprünglich ist der Realismus eine Al-
lianz mit denen eingegangen, die bis 
dahin nicht gesellschaftsfähig oder 
literarisch darstellbar waren.
Gelz: Ich glaube, das hängt mehr 
mit ästhetischen als mit politischen 

Literatur schafft eine neue Wirklichkeit
Andreas Gelz, Professor für Romanische Literaturwissenschaft an der Universität Freiburg, und Heinz 
Ickstadt, Professor emeritus für Amerikanische Literatur an der Freien Universität Berlin, sprechen 
darüber, wie literarischer Realismus den Alltag verändern kann. 

Foto: Pran
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Andreas Gelz und Heinz Ickstadt 

im Gespräch über die Macht des 

Realismus.
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Franz Wilding

ls am 6. August 1991 das Internet für eine 
größere Gruppe von UserInnen freigegeben 

wurde, sah das „Surfen“ noch ganz anders aus. 
Es gab nur reine Textseiten (meistens von wis-
senschaftlichem Inhalt), und von Facebook oder 
Twitter gab es noch lange keine Spur. Das Be-
sondere war jedoch, dass diese Seiten über Links 
miteinander verbunden waren. Im Laufe der Zeit 
haben sich die Web-Technologien immer weiter 
entwickelt und mit ihnen die Möglichkeit, das 
Internet hübscher und dynamischer zu machen.

Nach einigen Jahren haben sich pfiffige Jour-
nalistInnen den Begriff Web 2.0 für das „neue“ 
Internet überlegt. Da mit dieser Betitelung keine 
technischen Neuerungen einhergingen, kann der 
ganze Social-Media-Hype als große Imagekam-
pagne gesehen werden. 

2011 – ca. 7 Jahre nachdem das Web 2.0 ausge-
rufen wurde – soll das Internet nun ein weiteres 
Update bekommen. Diesmal spielen aber auch 
technische Entwicklungen, und das Problem, 
dass es bald keine IP-Adressen mehr gibt, mit. 

    
Dem Internet gehen die Adressen aus. Mit der 
Einführung von IP-Adressen der Version 4 (IPv4) 
wurde es möglich ca. 4,3 Milliarden (2^32) Geräte 
zu adressieren, sprich sie zu verbinden. Was vor 10 
Jahren noch locker reichte, wird jetzt, da sich im-
mer mehr Menschen immer mehr Computer oder 
Smartphones leisten können, allmählich knapp. 
Die großen Firmen, die ohne Internet kein Geld 
mehr verdienen würden (Google, Facebook, Micro-
soft …), treiben einen neuen Standard voran: IPv6. 
Einfach gesagt sind das längere IP-Adressen, die 
theoretisch ca. 340 Sextillionen (2^128, oder 340 
gefolgt von 36 Nullen) Geräte adressieren können. 
Das ist mehr, als es Sandkörner auf allen Stränden 
der Welt gibt. 

Mit IPv6 wird aber nicht nur dem Ausgehen 
der IP-Adressen gegengesteuert, der Standard 
bringt auch ganz neue Möglichkeiten. Es soll er-
möglicht werden, jedes Haushaltsgerät, jede Ta-
geszeitung und jedes Fortbewegungsmittel mit 
dem World Wide Web zu verbinden.

Noch dieses Jahr könnte eine großflächige Um-
stellung auf den neuen Standard stattfinden. Na-
hezu alle Betriebssysteme und Computer sind da-
für schon lange bereit. Am 8. Juni 2011 fand ein 
erster großangelegter Test statt, bei dem Google 
und Yahoo ihr Service für 24 Stunden umstellten.

Web 3.0. Unter Web 3.0 versteht man das „Se-
mantische Web“, also jenes Internet, das die Be-
deutung von Bild und Text versteht, und nicht 
nur die Information. Genauso wie Web 2.0 ist 

Web 3.0 ein Modebegriff und kein echter Stan-
dard. Er dient dazu, die Zukunft des Internets 
zu beschreiben, und nicht zur Bezeichnung einer 
Technologie. 

Ein Computer kann grundsätzlich Informati-
onen gut verarbeiten. Teilweise sind auch schlaue 
und hilfreiche Programme in der Lage, „selbst-
ständig“ zu agieren. So kann ein guter Routenpla-
ner anhand von Straßenkarten die schnellstmög-
liche Strecke von A nach B finden. Entscheidend 
ist, dass diese Systeme nur Informationen, aber 
nicht ihre Bedeutung verarbeiten können. Ein se-
mantisches System versucht, Zusammenhänge 
zu erkennen, interpretiert die Informationen und 

stellt Querverweise dar. Ein semantischer Rou-
tenplaner könnte zusätzlich versuchen, anhand 
von Facebook-Posts herauszufinden, wer mitfährt 
und wie viele Autos gebraucht werden. Das se-
mantische Web kann nicht nur „passende“ In-
formationen (Adresse A, Adresse B) verarbeiten, 
sondern auch aus „unpassenden“ (Facebook-Post) 
Relevantes herausfinden. 

Web 3.0 ist aber nicht nur Zukunftsmusik. Die 
Google-Suche kann bereits jetzt als semantisch 
eingestuft werden. Userdaten werden gesammelt, 
Profile angelegt und miteinander verknüpft. 

Denkende Computer? Auch wenn sich Web 3.0 
nach selbstständig denkenden Computern an-
hört, ist das nicht der Fall. Die Basis für ein se-
mantisches System sind viele gesammelte User-
Informationen, und ein System, welches neue 
Informationen sammeln und klug speichern 
kann. Anhand von wiederholten Verhaltensmus
tern von Internet-UserInnen kann so ein System 
versuchen, Muster zu erkennen.

Wenn viele UserInnen, bevor sie eine Rei-
se planen, zuerst auf Facebook mit ihren Freun-

dInnen darüber diskutieren, wer mitfährt, kann 
anhand dieser Posts ein Muster gebildet werden. 
Der schlaue Routenplaner kann dann auf Erfah-
rungswerte zurückgreifen und erkennt in einem 
Posting, was ein Name, was eine Adresse und was 
eine Zu- oder Absage ist. 

Verbunden mit der Möglichkeit, durch IPv6 
nahezu alles miteinander zu verbinden, sind 
einem semantischen System kaum Grenzen ge-
setzt. Wenn der komplette Tagesablauf digital 
aufgezeichnet und verarbeitet wird, können Ver-
haltensmuster auch abseits von Websites geknüpft 
werden. Sei es im öffentlichen Verkehr, bei Tele-
fonaten oder Besuchen bei ÄrztInnen. 

Der gläserne Mensch 3.0. Hätte eine Firma vor 
nicht allzu langer Zeit vorgeschlagen, dass alle 
UserInnen ihre persönlichen Daten, Bilder und 
Verbindungen zu anderen Menschen in ihrer Da-
tenbank speichern, wäre sie wohl schnell einge-
gangen.

Mittlerweile sind mehr als 674 Millionen 
Menschen auf Facebook registriert und leben die
se Überwachungs-Dystopie jeden Tag aus freien 
Stücken. Es findet ein Wandel in der Gesellschaft 
statt. Persönliche Freiheit und Privatleben wer-
den zugunsten von Komfort immer weiter auf-
gegeben. Gerade rechtzeitig für das Web 3.0 ist 
mittlerweile ein großer Teil der Gesellschaft dazu 
bereit, freiwillig das eigene Leben öffentlich zu 
machen. 

Web 3.0 wird die Art, wie wir konsumieren 
und Informationen beziehen komplett verändern. 
Und wenn wir aus Web 2.0 eines gelernt haben: 
(Fast) alle werden mitmachen. � N

Der Autor studiert Software & Information Engineering an der 
TU-Wien.

Web 3.0 – Das neue Internet?
Das Internet bekommt ein Update. In Zukunft soll es schlauer werden. 
Ein Ausblick. 
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Steht uns ein neues Internet bevor?
Foto: Flickr@alles-schlumpf
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ziehung mit I. B., um konstruierte 
Identitäten „wie Kleider“ anzupro-
bieren. 

Das abrupte Ende einer Beziehung 
als Ringelspiel blinder Biographien 
wird der Schlussstein im zweiten 
Romanbogen. 

Später dann in Montauk, aber 
auch in dem, was das dritte Tage-
buch hätte sein sollen, vor allem 
aber im Gantenbein taucht die Fra-
ge auf, drängt sich auf: Wie ein sol-
cher Mann über Frauen sprechen 
konnte. Frisch war angezogen von 
den Emanzipierten, von viel Jün-
geren, schien liberal. Doch trotz sei-
ner zahlreichen Affären wollte er sei-
nen Partnerinnen niemals dieselbe 
Freizügigkeit zugestehen. Die Lieb-
schaften bedeuteten keinen Aus-
druck der Untreue per se, sondern 
vielmehr den von ihm oft beschrie-
benen Kontrast zwischen Bürger-
lichkeit und künstlerischer Freiheit, 
seine „verzweifelte Hoffnung gegen 
das Endgültige“. Sie zeugten von ei-
ner Unsicherheit, welchem Leben 
anzugehören sei – einhergehend mit 
Angst vor der Einsamkeit und der 
Furcht, unverstanden zu bleiben. 

Inge Feltrinelli, Frau des Spreng-
stoff-Verlegers Giangiacomo Feltri-
nelli, bezeichnete ihn als „Möch-
tegern-Latinlover“, was jedoch 
angesichts seiner stetigen Zwei-
fel, Frauen falsch behandelt zu ha-
ben, nicht als treffende Sichtwei-
se erscheint. Frisch bekennt sich in 
seinem letzten, sehr privaten Bezie-
hungsroman Montauk, Frauen nie so 
ernst genommen zu haben, wie sie 
es wollten, sondern nur so, wie er es 
wollte.

1991 stirbt Max Frisch in Zürich, 
seine letzte Beziehung hatte er mit 
der Tochter einer Frau, die zur Zeit 
der Entstehung von Homo Faber sei-
ne Geliebte gewesen war. Im Ge-
denkjahr 2011 sind ihm zahlreiche 
Ausstellungen, Inszenierungen und 
Sonderausgaben gewidmet. � N

Der Autor studiert Volkswirtschaft in Wien.

Philipp Wieser

risch wurde 1911 in einfache 
Zürcher Verhältnisse hinein-

geboren und hatte sehr bald exis-
tenzielle Entscheidungen zu treffen. 
Obwohl es ihm ermöglicht wurde, 
Germanistik zu studieren, musste 
er nach dem frühen Tod des Vaters 
mit seiner Arbeit als Journalist die 
Mutter unterstützen. Dies stellt eine 
jener Taten dar, die in seinen ers
ten Romanen das Hauptmotiv bil-

den. Das selbstreflektierte Schreiben 
führt ihn vom Journalismus schließ-
lich zur Schriftstellerei. 

Frisch versucht sich als Autor, 
versucht sich gleichzeitig als Roman-
figur. In der Rezeptionsgeschichte 
seiner Prosa fasst man die drei Erst-
lingswerke als einen Block auf. Sie 
zeichnen in (für Frisch selbst) unzu-
reichender Manier sein junges Ha-

dern zwischen Kunst und Bürgertum 
auf: die Suche des Individuums nach 
sich selbst, die Suche des Protago-
nisten nach Max Frisch. 1936 begin-
nt er sein zweites Studium, diesmal 
Architektur, nachdem er Germani-
stik zwei Jahre zuvor abgebrochen 
hatte. Mit Kriegsbeginn tritt Frisch 
in die Schweizer Armee ein, schließt 
1940 sein Studium ab, gewinnt 1943 
eine öffentliche Ausschreibung, wo-
rauf er sein eigenes Architekturbüro 
gründet, heiratet und von den müt-
terlichen Räumlichkeiten auszieht. 

Seine frühe Biographie erklärt den 
Autor Max Frisch ganz natürlich. 
Die Vermutung zumindest liegt 
nahe, wonach  die Kombination aus 
technischem Studium und selbst er-
lebter Unsicherheit die Figuren in 
seinem Werk als Konstruktionen, 
doch nie als eindeutige Konstruk-
tionen entstehen ließ. Das Ringen 
mit sich selbst erklärt oft die Beiläu-

figkeit, die vormals Bedeutung war, 
und doch gelangt Max Frisch beina-
he nie zur Resignation, bewahrt da-
mit seinen Freiheitsdrang. Zusätz-
lich bleibt die technische Präzision, 
mit welcher er intime Momente be-
schreibt, stets Beschreibung, sie wird 
nie Vorschreibung.

Gegen Ende des Zweiten Welt-
kriegs ergibt sich Frisch seiner Nei-
gung zur Schriftstellerei, lernt in 
den ersten Nachkriegsjahren Ber-
tolt Brecht kennen, der ihn als Dra-
matiker bestärkt. Sein Werk politi-
siert sich zusehends. Ebenso in diese 
Zeit fällt die Publikation des ersten 
Tagebuchs 1946–1949, das gemein-
sam mit dem zweiten Tagebuch 
1966–1971 und dem erst kürzlich 
veröffentlichten Entwurf zu einem 
dritten eine Art intellektuellen 
Über- oder Unterbau bildet, eine Le-
seanleitung zu seinem Werk, eine 
Erklärung seiner jeweiligen Haupt-
motive, ein Spiel mit ihnen.

Die Anerkennung lässt nicht lange 
auf sich warten. Ein Rockefeller-Sti-
pendium bringt ihm ein Jahr Ame-
rika, 1954 entsteht Stiller als weitere 
Aufarbeitung des Konflikts zwi-
schen Künstlertum und Bürger-
tum, als hochkomplexes – konstru-
iertes – Schauspiel um die eigene, 
um die fremde Identität.  

Auf das Beziehungslabyrinth 
Stiller folgt das Opus magnum 
Homo Faber. Frisch erzählt unter 
merklich autobiographischem Ein-
fluss die Überlegenheit des Zufalls 
(und nicht des Schicksals) über die 
Technik, über die menschliche Hy-
bris des Ingenieurs Walter Faber. 
Die Aufzeichnung eines Scheiterns 
der Ratio an der Realität, des Sa-
kralen – der Technik – am Profanen 
– am Unwahrscheinlichen – ist ein 
großes Stück Philosophie.

Zehn Jahre nach Stiller erscheint 
Mein Name sei Gantenbein und voll-
endet somit die Dreifaltigkeit der 
Frisch’schen Prosa.  In diesem Ver-
steckspiel entblößt der Autor sei-
ne Rolle in der problematischen Be-

Die Angst vor der Einsamkeit
Vor hundert Jahren geboren, vor zwanzig Jahren gestorben. Und trotzdem lesen sich Teile seines Werks – 
unabhängig von der damaligen Reife des Autors – so, als seien sie gestern publiziert worden, oder so, als ob 
man sie erst morgen publizierte. Max Frisch, bestimmt einer der bedeutendsten Schriftsteller des deutschen 
Sprachraums, gibt uns 2011 Anlass zum Wiederlesen.
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Max Frisch gibt uns Anlass zum Lesen.
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I hate it, I love it

„Was unsere amerikanischen Freunde erwarten: 
ein Wunder! – sie wollen gefürchtet werden und 
geliebt zugleich. Wenn uns das nicht gelingt, so 
empfinden sie es als Anti-Amerikanismus.“

Das Gedenkjahr zum hundertsten Geburts-
tag von Max Frisch fördert so manche Publikati-
on zu Tage, so geschehen mit Amerika!, einer vom 
Insel Verlag aufgelegten, durchwegs lesenswerten 
Sammlung an Meinungen und Ansichten des 
Schweizers zu den USA. Das Bändchen spannt ei-
nen Bogen von den 1950er- bis in die 1980er-Jah-
re, ein Panoptikum der USA in ihrem Urzustand, 
das man heute noch für gültig befindet. Die Lek-
türe der 160 Seiten zeigt zahlreiche auch aktuelle 
Aspekte des Landes, vorweggenommen mit be-
merkenswertem Scharfsinn. Frisch skizziert We-
senszüge einer Supermacht, die sich niemandem 
auf der Welt unterlegen fühlt – und trotzdem mit 
„einem Parvenügefühl“ hadert, ständig seinem 
„Heimweh nach Historie“ zu erliegen droht.

Frisch bereist Amerika zum ersten Mal 1951 
dank eines Stipendiums der Rockefeller-Stiftung. 
Er verbringt ein Jahr in der neuen Welt, sammelt 
Eindrücke und Erfahrungen, die in Stiller – skiz-
ziert während des ersten Aufenthalts – und im 

Homo Faber ein wechselndes Bild einer patholo-
gischen Hassliebe zu den Vereinigten Staaten er-
kennen lassen. New York erlebt er zwischen der 
Faszination einer „betörenden Stadt“ und dem 
Abscheu vor den Menschen, „die nur leben, weil 
es Penicillin gibt“.

Sein Zwiegefühl den Vereinigten Staaten gegen-
über legt Frisch Zeit seines Lebens nicht ab. Seit 
der ersten Berührung mit dem Land kehrt es 
ständig in seinen Werken wieder – in Form von 
Essay, Tagebuch oder Roman. Betrachtet  man 
etwa Amerika!, 1951, ein Auszug aus einem frühen 
Typoskript und erster Text des Bandes, erkennt 
man bereits die notizenhaften und doch exakten 
Gedanken zum Kontinent, zur Nation und deren 
Menschen, die in seinem gesamten Schaffen in 
dieser Art wiederkehren. 

Die Amerikareisen werden zu einer Konstante 
in seinem Leben, von 1981 bis 1984 besitzt er sogar 
ein Loft in New York. Als Autor mit liberaler, mit 
linker Gesinnung quält sich Frisch natürlich mit 
der Weltpolizistenrolle der US-Politik, mit den 
„ungezwungenen, schulterklopfenden Schutz-
herren der Menschheit“. Doch benötigt sein frei-
er Geist das Land als die breit angelegte Antithese 
zu seiner engen, engstirnigen Schweiz.

Vor allem die dem Tagebuch 1966–1971 ent-
nommen Passagen verdeutlichen den Zwiespalt 
Frischs, in den er sich selbst manövriert hat. Sie 
geben ein wunderbares Zeitzeugnis seiner Auf-
enthalte in den frühen siebziger Jahren. Man 
sieht die Entwicklung, die der Autor durchläuft – 
anfänglich ist er erstaunt, begeistert von diesem 
Land der unbegrenzten Möglichkeiten. Mit der 
Zeit wird er heimisch, Vorzüge überraschen nicht 
mehr allzusehr, Nachteile werden offenbar, gegen 
Ende (in den Reagan-Jahren) macht sich dann 
auch Resignation breit. 

In knapp 15 wahnsinnigen, dem Entwurf zu 
einem dritten Tagebuch entnommenen Zeilen 
gibt Frisch den Worten Power, Money (der Dol-
lar als Zeichen „naiver Frömmigkeit“) und Liber-
ty einen Sinn und meint 
dazu lakonisch: „Wie dieses 
Amerika mich ankotzt! 
LOVE IT OR LEAVE!“ � N 

� Philipp Wieser

Max Frisch, Amerika! 
Insel Verlag 2011, 163 S., 8 Euro. 

Lukas: Seit nunmehr über einem Jahrzehnt rumpelt Da-
vid Bazan schon durch die Musikgeschichte, ohne jemals 

mehr als ein Geheimtipp geworden zu sein. Vermutlich liegt es an seiner 
nie versteckten Religiosität, die den einen oder anderen abgeschreckt ha-
ben mag, oder daran, dass er gern die richtigen Fragen stellt. Nun handelt 
es sich hier aber um alles andere als Christen-Emo, wie so manches Mal be-
hauptet wurde. Alles in allem ein wunderbar geradliniges und schnörkel-
loses Rock-Album ohne jegliche Macho-Attitüde, das zum Ende hin immer 
ruhiger wird. Eine Seltenheit, danke David.

Lukas: Dieses Album eignet sich meiner Meinung nach 
nur zum Genuss in liegender Position mit geschlossenen 

Augen, beschert es einem bei richtiger Handhabung doch die schönsten 
Kopfkinomomente seit Langem. Mittels MP3-Player in den Alltag einge-
bunden, wenn man sich nicht wirklich darauf einlassen kann, wirkt es al-
lerdings schnell fad bis nervig. Gegen Schluss wird es sogar wirklich leicht 
langweilig und vor allem das letzte Lied ist etwas seltsam. Trotzdem dürf-
ten die Fans des ersten Albums nicht enttäuscht sein.

Lukas Eichberger, 26, Ernährungswissenschaften.

NIKI: Dieses Album sollte genregerecht eigentlich nur aus 
Stimme und Gitarre bestehen. David Bazan, Kopf des 
ehemaligen Indie-Geheimtipps Pedro the Lion, ist aufgrund seiner oftmals 
prophetisch-religiösen Lyrics einer der kontroversesten Sänger – aufgrund 
seiner unverkennbar zerbrechlichen Raubeinigkeit und Ehrlichkeit jedoch 
einer der berührendsten und konstantesten Songwritergrößen aus Ameri-
ka. Doch ganz zum Trotz aller Songwriter-Manier rockt dieses Solo-Album 
ganz ordentlich. Lieder, die schon ohne jede Instrumentalisierung so viel 
(Herz-)Lärm machen, werden hier in manchmal zu gut gemeinte, meist pa-
ckende Arrangements gekleidet. Sehr abwechslungsreich und spannend.

NIKI: Engelsgeläut der Neo-Folk-Jugend, traurige Freiheit 
einer vergangenen und zukünftigen Welt, Über-Nacht-Le-
gende – all diese Titel hat sich Justrin Vernon von Bon Iver nach dem ersten 
Album, dem wunderschönen Überraschungserfolg redlich verdient. Die Er-
wartungen an das Nachfolgewerk wirken kaum erfüllbar. Was kriegen wir 
also? Keine Titelverteidigung, eine Titelerweiterung klingt schwebend aus 
den Boxen. Selten kam ein zweites Album so mutig und doch besonnen, re-
präsentativ daher. Bon Iver bauen ein sphärisches Klangspektrum auf, welches 
durch komplexe Arrangements verblüfft und doch eine schwerelose Leichtig-
keit zurücklässt. Eines der bereits jetzt schönsten Alben dieses Jahres.

Niki Hofmüller, 24, Germanistik und Anglistik.

zweimal hingehört

David Bazan | Strange Negotiations

Bon Iver | Bon Iver

Buch-Rezension
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or einigen Jahren geriet ich in Rom zufäl-
lig in eine von einer kommunistischen Par-

tei zum Thema Einwanderung veranstaltete po-
litische Diskussion. Dabei zeigte sich, welche 
Vorstellungen die „Genossen“ über die unter den 
italienischen Massen gedeihende Fremdenfeind-
lichkeit und ihren Rassismus hatten: Der Zu-
strom der Einwanderer sei an sich absolut posi-
tiv, und wenn die einfachen Leute sich darüber 
beklagten, dann nur aufgrund kultureller Vorur-
teile, einer irrationalen, krankhaften Angst vor 
dem „Anderen“, dem Anders-Sein usw. Kurzum, 
für jene Kommunisten ist Fremden-feindlichkeit 
eine Art von kollektiver Psychopathologie, zu 
kurieren allenfalls durch eine Psychoanalyse der 
Massen.

Sinkende Löhne. Ich konnte mich nicht zu-
rückhalten und griff in die Debatte ein: „Voraus-
schicken möchte ich, dass ich kein Marxist bin 
– wobei, nebenbei, auch Marx darauf hielt, kein 
Marxist zu sein. Wenn er euch hören könnte, wür-
de er sich im Grab umdrehen. Marx kannte sich 
ja in politischer Ökonomie aus, ergo wusste er, 
dass bei Vollbeschäftigung die Löhne steigen und 
die Verhandlungsposition der Lohnempfänger 
stark ist; dass die Löhne aber sinken und die Ver-
handlungsposition der Lohnempfänger schwächer 
wird, wenn das System sich öffnet, das heißt die 
Reservearmee an Arbeitskräften sich vergrößert. 
Die Einwanderer begnügen sich heute mit Löh-
nen, die unter denen der Italiener liegen, folglich 
schwächen sie die Verhandlungsposition der Lohn-
empfänger. Außerdem bilden die Einwanderer – 
in dem Maße, in dem sie im Krisenfall als erste 
die Arbeit verlieren, und in dem Maße, in dem sie 
ins Land strömen – eine Reservearmee, deren sy-
stemischer Effekt es ist, die Löhne der Arbeitneh-
mer zu drücken. Tatsächlich sinken die Löhne in 
Italien seit zwanzig Jahren, während Profite in den 
Himmel wachsen. Wenn also ein italienischer Ar-
beiter fremdenfeindlich wird und Lega Nord wählt, 
dann deshalb, weil er besser als jeder Intellektuelle 
weiß, wie die Dinge stehen; die Einwanderung un-
tergräbt seine soziale und wirtschaftliche Position. 
Falls aber die Einwanderung gestoppt würde, wür-
den die italienischen Unternehmer die Produkti-
on verstärkt in Länder mit billigeren Arbeitskräf-
ten auslagern. Für unsere Arbeitnehmer liefe das 
aufs gleiche hinaus, genauer, es wäre noch schlim-
mer. Nicht zufällig befürworten die Unternehmer 
die unregulierte Einwanderung, aber die Lohn-
empfänger meistens nicht. Deren Fremdenfeind-
lichkeit halte ich für eine Spielart des Luddismus, 
der Maschinenstürmerei der englischen Weber zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts. Die Weber glaubten, 

die Einführung neuer Maschinen nehme ihnen 
die Arbeit weg, und deshalb zerstörten sie die Ma-
schinen. Doch damals wie heute kann das Rad der 
Geschichte nicht zurückgedreht werden. Fremden-
feindlichkeit hat ihre strukturellen ökonomischen 
Ursachen und ist nicht auf die psychologische Re-
aktion von Leuten zu reduzieren, die misstrau-
isch gegen Fremde sind. Und das sage ich euch als 
praktizierender Psychoanalytiker.“ Man blieb von 
meiner kleinen Rede nicht unbeeindruckt, wes-
halb sich der kommunistische Animateur zu sagen 
beeilte, Marx sei veraltet … Leider sind die Ge-
setzmäßigkeiten der Ökonomie ganz und gar nicht 
veraltet. Viele „marxistische“ Intellektuelle aber 
schon. Linkssein ist gewiss nicht das mathema-
tisch berechenbare Resultat exakter Interferenzen; 
es ist eine Ausrichtung des Herzens, die ethisch-
leidenschaftliche Entscheidung, „stets auf seiten 
der Schwächeren zu sein“. Das Ärgerliche dabei 
ist, dass in einem Konflikt oft schwer zu sagen ist, 
wer nun wirklich „der Schwächste“ ist. Gemeinhin 
heißt es, Linkssein sei gleichbedeutend mit dem 
Streben nach mehr Gleichheit. Aber Gleichheit 
ist ein quasi mathematisches Konzept, eine for-
male Schlußfolgerung: Man predigt mehr Gleich-
heit, weil man für die Schwächsten Partei ergreift. 
„Mehr Gleichheit“ ist eine Rationalisierung der 
Parteinahme für die Schwächsten. Aber wer heute 
bei der radikalen Linken ist, dessen Herz schlägt 
nicht mehr wie einst für die Industriearbeiter, ar-
men Bauern und hungernden Massen der Dritten 
Welt, sondern für die Einwanderer. Denn die sind, 
selbst wenn sie nicht gänzlich arm sind, doch die 
Schicht in unserer Gesellschaft, die am schwäch-
sten ist: ohne bürgerliche Rechte, ohne Wahlrecht, 
stets in Gefahr, verjagt zu werden. In vielen Aus-
stellungen, avantgardistischen Stücken, alterna-
tiven Filmen und erbaulichen Zusammenkünf-
ten ist der Einwanderer die coole Figur; ihr gilt die 
Gunst der „schönen Seelen“. Und die Lager, in de-
nen die Fremden eine zeitlang in Haft sitzen, ver-
gleicht man mit den Lagern der Nazis... .

Schwarzweißmalerei. Jahrelang wurde in ganz 
Europa Giorgio Agamben zitiert, der an den 
Homo sacer erinnert, jene Figur aus römischer 
Zeit, den geheiligten oder auch zu verdammenden 
Menschen, ein Individuum, vogelfrei, ohne jegli-
chen rechtlichen Schutz, das jeder straffrei hät-
te töten können. Die „geheiligten Menschen“ von 
heute sind all jene, die gesellschaftlich nicht ein-
bezogen sind. Menschen, die keine Bürger, son-
dern auf ihr „nacktes Leben“ reduzierte mensch-
liche Wesen, nichts als lebende, rechtlose Körper 
sind. Eine bestimmte postmarxistische Linke ist 
von der Figur des Einwanderers fasziniert, in dem 

Maße, in dem dieser den neben uns lebenden neu-
en Homo sacer verkörpert. Ihn umgibt im Unter-
schied zum traditionellen Proletariat die Gloriole 
eines sehr postmodernen, entwurzelten Grenzü-
berschreiters.

Doch diese philanthropisch-philosophische 
Sympathie – die ich ethisch verstehen kann – 
führt zu politischen Verblendungen. So habe ich 
kürzlich mit linksextremen intellektuellen Freun-
den aus Europa und den USA über Einwanderung 
diskutiert. Ich sage, was der gesunde Menschen-
verstand mir eingibt: „Es ist absurd, sich gegen die 
Einwanderung zu stellen, weil die Menschen aus 
den ärmeren Ländern stets dazu neigen werden, in 
die reichen Länder zu ziehen. Aber ich habe Ver-
ständnis dafür, dass fast alle westlichen Länder 
– auch die mit linken Regierungen – versuchen, 
die Einwanderung zu filtern, vor allem in Zeiten 
der Wirtschaftskrise.“ Empörung bei meinen Ge-
sprächspartnern. Die Einwanderung soll reguliert 
werden? Niemals, denn das habe Lagerhaft zur 
Folge. Ich verweise darauf, dass in unseren Län-
dern eine explosive Situation entstünde, wenn 
man die unkontrollierte Einwanderung erlauben 
würde – massive Arbeitslosigkeit, ein schwindeler-
regender Anstieg von Kriminalität, Armut, Gewalt 
wären die Folge. Die von übermäßiger Einwande-
rung provozierte Unordnung würde die Massen in 
die Arme faschistischer und fremdenfeindlicher 
Parteien treiben (wie es leider bereits der Fall ist); 
so wie die tiefe Wirtschaftskrise die Deutschen 
1933 in Hitlers Arme trieb. Worauf einer meiner 
Gesprächspartner eine Bemerkung macht, die Ap-
plaus erntet: „Um zu verhindern, dass faschistische 
Konzentrationslager errichtet werden, brauchen 
wir also Lager für die Einwanderer?“ Für meine 
Gesprächspartner existiert zwischen einem Flücht-
lingslager an der Küste Siziliens, das Boat people 
auffängt, und Auschwitz kein Unterschied! 

„Coole Partisanenethik“ Bestimmte Linksintel-
lektuelle interessieren sich heutzutage in keiner 
Weise für die Stimmungen, Gedanken und Äng-
ste ihrer Mitbürger: Sie leben in einer Welt der 
hehren Prinzipien einer Partisanenethik, in der 
politische Besonnenheit keinen Platz hat. Man 
stellt sich auf die Seite derjenigen Schwachen, die 
fashionable sind, Schluss, aus! Die Probleme, die 
die Einwanderung für die schwächsten Schich-
ten unserer Gesellschaft mit sich bringt, ha-
ben keine Bedeutung: alles nur Vorurteile, die 
in den Bereich psychiatrischer Pädagogik fallen. 
Mit dem Resultat, dass ihre Mitbürger es mehr 
und mehr vorziehen, von Politikern der Rech-
ten regiert zu werden. Gleichwohl müßte es die-
sen leftists auffallen, dass die Einwanderung von 

Immigration und Globalisierung
Wer Flüchtlingslager mit Ausschwitz gleichsetzt, der stärkt die radikale Rechte.
Ein Kommentar von Sergio Benvenuto 
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den wohlhabenderen Klassen sehr wohl akzep-
tiert wird. Dank der Einwanderer stehen denje-
nigen, die die Mittel dazu haben, Hausmädchen, 
Arbeiter, Pflegekräfte, Krankenschwestern, Tage-
löhner, Prostituierte, Priester usw. zur Verfügung, 
die sonst gar nicht oder viel teurer zu haben wä-
ren. Ergo können viele Europäer, die gleichfalls als 
Hausmädchen, Arbeiter, Krankenschwestern ar-
beiten könnten, dies nicht tun und fordern deshalb 
einen Einwanderungsstopp. Ein Teil unserer Intel-
ligenzija ist für „die Schwächsten“, ignoriert aber 
die anderen Schwachen und überlässt sie den Sire-
nen des Rassismus und des Populismus als Beute. 
Manche linksradikale Analysen sind, selbst wenn 
sie von berühmten Philosophen stammen, lediglich 
Schwarzweißmalerei: auf der einen Seite die Gu-
ten („die Schwächsten“), auf der anderen die Bö-
sen („Empire“). Die Politik reduziert sich damit auf 

eine Art von Fußballfangeschrei. In vielen Kon-
flikten wird die einzige ethisch ausgewogene Positi-
on die „Äquidistanz“ sein. Aber die verbreitete po-
litische Hybris gestattet keine Äquidistanz – nicht 
einmal bei den Einwanderern auf der einen und 
den sozial schwachen Alteinge-sessenen auf der an-
deren Seite. Die Einwanderung ist nur ein Teil des 
ungeheuren Dramas eines Europas innerhalb der 
globalisierten Welt: Aus systemischen Gründen ha-
ben die europäischen Löhne seit geraumer Zeit die 
Tendenz, immer weiter zu sinken, in Richtung der 
viel niedrigeren chinesischen und indischen Löhne. 
Gewiss, die chinesischen und indischen Löhne stei-
gen, zum Glück für Inder, Chinesen und für uns. 
Aber die europäischen Löhne sinken. Ein Teil des 
Reichtums, dessen Europa sich erfreute, wird auf 
das Niveau der BRIC-Staaten (Brasilien, Rußland, 
Indien, China) und anderer bis vor kurzem noch 

armer Länder abrutschen. Niemand wird diese 
Verschiebung verhindern können. Und wer möch-
te schon vielen hundert Millionen Menschen die 
Möglichkeit verwehren, ebenfalls von jenem Wohl-
stand zu profitieren, den der Westen so lange Zeit 
genossen hat? Es werden die schwächsten Klassen 
sein, die den härtesten Preis für die globale Schwä-
chung Europas bezahlen. Was hat die Linke diesen 
europäischen Massen, die sozial und wirtschaftlich 
Schläge einstecken müssen, an Originellem und 
Überzeugendem zu sagen? Das ist das eigentliche 
Problem unseres Jahrhunderts. Ich bezweifle, dass 
ein Teil der Linken sich dessen bewusst ist.� N

Aus dem Italienischen von Michaela Wunderle.

Dieser Kommentar ist ursprünglich in der Kulturzeitung Lettre 
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